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Kr. 270.

Es wird uns aus Berlin geſchrieben: Das deutſche
Kabinett der Volksbeauftragten hat dreimal feierlich erklärt,
es werde mit möglichſt großer Beſchlennigung die Konſti-tuante zuſammenberufen und alle innenponnſche Tätigkeit
dieſer Regierung iſt dem einen großen Gedanken untergeord-
net, vor allem erſt einmal den Frieden wieder herzu-
ſtellen. Die deutſchen Geſinnungsgenoſſen Lenins können
nicht wie die Bolſchewiki in Rußland die zugkräftigſte aller
Loſungen für ſich ausſpielen, die des Friedens. Jm Gegen

teil, das Programm des deutſchen Spartakusklubs geht da-
hin, Schulter an Schulter mit der Sowjetrepublik den Krieg
gegen die weltbeberrſchende Entente wieder aufzunehmen.
Sie wollen nicht die Maßregeln ergreifen, durch die allein
wir zum Frieden mit der ſiegreichen Entente gelangen kön-
nen, ſondern wollen im Hinblick auf die erhoffte Weltrevo
lution den ausſichtsloſen Kampf fortführen. Das bedeutet
unzweifelhaft die entſetzlichſten Hungersnöte und eine voll
kommene Auflöſung für Deutſchland und wird ganz gewiß
von der übergroßen Mehrheit ſeiner Arbeiter und Soldaten
abgelehnt.

at man dies einmal erkannt, dann verliert der Streit
um Nationalverſammlung und ſogenannte Diktatur der Ar-
beiter- und Soldatenräte viel von ſeiner Schärfe. Die Wah
len zur Konſtituante können techniſch im Augenblick noch
nicht durchgeführt werden, obwohl wahrſcheinlich heute die
Ausſichten für die Sozialdemokratie günſtiger wären als ſie

in We zgsinduſtrie wieder einen
einigermaßen feſzen Wohnſitz haben. Als Notbehelf für dieJwiſgengeit ma man irgendeine Art von Vertretung des
deutſchen Volkes ſchaffen. Seit dem 9. November, dem Tage,
an dem die alten geſetzgebenden Gewalten geſtürzt wurden,
an dem Bundesrat und Reichstag unmöglich wurden, hat
proviſoriſch der Berliner Arbeiter und Soldatenrat und ſein
Vollzugsrat die geſetzgebende Gewalt übernommen. Die
Verwaltung hat er in die Hände der Volksbeauftragten ge
legt. Aber es iſt ohne weiteres klar, daß eine rein Ber
liner Körperſchaft keine genügende Vertretung des deut
ſchen Volkes iſt. Allſeits wünſcht man daher lebhaft,
möglichſt bald wenigſtens eine Zuſammenkunft der Arbeiter
und Soldatenräte Deutſchlands herbeiführen zu können, um
dadurch die gegenwärtige Regierung auf feſtere Grundlagen
zu ſtellen. Doch ſelbſt dies iſt in dem gegenwärtigen Augen-
blick unmöglich. Wie ſollten auch die Truppen eine Ver-
tretung wählen, die jetzt gerade auf dem Heimmarſche ſind!
Wie ſollten die Räte nach Berlin gelangen können, wenn faſt
der ganze Perſonenverkehr Lingeſtellt werden muß.

mmerhin wird es noch eher möglich ſein, einen Zentral
rat der deutſchen Arbeiter- und Soldatenräte zu wählen, als
eine t Dieſer Zentralrat wäre gegenüber dem bloß Berliner Vollzugsrat ein weſentlicher Fort-
ſchritt zur Demokratie und würde unzweifelhaft ſein beſtes
tun, den Zeitpunkt des Zuſammentritts der Konſtitnante
möglichſt zu beſchlennigen. Es liegt deshalb in dem Ver-
langen nach ihm nichts Bolſchewiſtiſches, und auch die bürger-
lichen Parteien brauchen darin keineswegs die Errichtung
einer langdauernden und einſeitigen proletariſchen Diktatur
nach ruſſiſchem Muſter zu erblicken.

Der Diktatur weder Friede, noch Brot!
Es hat die Entente und vor allem Wilſon wiederholt und

unzweideutig ausgeſprochen, daß ſie nur mit einem Deutſch-
land Frieden ſchließen würden, welches eine geordnete demo-
kratiſche Verfaſſung hat, in dem die höchſte Entſcheidung in
der Hand einer vom ganzen Volke gewählten Volksvertretung
liegt. Das Wort des Oberſten Houſe, des beſonderen Ver-
trauensmanns Wilſons für Europa: „Einer Gewaltherrſchaft
geben wir weder Frieden noch Brot!“ iſt ſo unzweideutig,
daß es für Zweifel und Ausflüchte keinen Raum mehr läßt.
Wenn alle Meldungen über dieſe Haltung der ſiegreichen
egner in manchen Arbeiterkreiſen noch nicht den Eindruck
emacht haben, den ſie machen müßten, ſo liegt das wohl
ran, daß man ihnen nicht glaubt. Jn der jüngſten Zirkus-

Buſch Verſammlung der Groß- Berliner Arbeiterräte hat
ſogar der Vorſitzende des Vollzugsrates ausdrück-
ich geſagt, er halte alle dieſe Meldungen für eine Erfindung

der kapitaliſtiſchen Preffe. J evNun liegt die erſte Tatſache vor die über alles Miß-
trauen gegen Preſſemeldungen hinaus beweiſt, daß tatfäch
lich die Entente mit einer von den Arbeiter und Soldaten
räten allein eingeſetzten Regierung nicht verhandeln würde.

ür die Ausführung der Waffenſtillſtandsbedingungen zur
hatten die Matroſen eine Kommiſſion beſtimmt, der ſie

nige höhere Seeoffiziere als techniſche Sachverſtändige bei-e hatten. Der oberſte Flottenchef der Entente, Ad-
miral Beatty hat iedobh mit den Vertretern der Matroſenräte
überhaupt nicht verhandelt und mit dem deutſchen
Admiral erſt dann, als dieſer eine unbegrenzte Vollmacht der

ichstegierung aufwies. Offenbar handelt Beatty dabei
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nicht auf eigene Fauſt, ſondern gemäß den Beſchlüſſen aller
Ententeregierungen.

Der Fall beweiſt klar genug, daß der Weg zum
Frieden und zu den Lebensmittellieferungen
nur über die konſtituierende Nationalver-ſammlun geht. Wer ſie verwirft, macht auch den Frie
den und die Ernährung des deutſchen Volkes unmöglich. Nur
wirklichkeitsfremder Starrſinn kann ſich noch dieſer Tatſache
verſchließen.

Wer hat die Revolution in Berlin
gemacht7

SK. Die Linksſozialiſten ſtützen ihren Anſpruch auf die Lei-
tung, um nicht zu ſagen die Behyrrſchung der deutſchen Revolution,
nicht auf die wirkliche, nicht einmal auf die behauptete Mehrheit
des Volkes oder auch nur der Arbeiterklaſſe. Sie führen vielmehr
nur für ſich ins Feld, daß ſie durch das Einſchmuggeln und Ver-
bergen von Waffen und Munition ſowie durch die Gründung und
Verbreitung revolutionärer Organiſationen in Heer und Flotte
die Revolution gemacht und zum Siege geführt hätten.

Es iſt nützlich, ſolche Legende nicht erſt groß werden zu laſſen.
Jn Wahrheit haben, wie heute noch jeder weiß, die Brownings
und Handgranaten der Linksſozialiſten zur Revolution gar nichts

Zentralrat der Räte und National-
verſammlung.

beigetragen. Sie hätten auch nichts ändern können, wenn die Sol
daten noch zur Verteidigung der Monarchie, der Kapitalsherrſchaft
und des Klaſſenſtaats zu haben geweſen wären.

Tatſächlich haben die Soldaten den Umſchwung herbeigeführt.
Die Spartakusleute hatten als Revolutionsdatum für Berlin den
11. November beſchloſſen. Ganz ohne ihr Wiſſen und Zutun ſtellte
am 9. November die Sozialdemokratie dem Kaiſer ihr Ultimatum
und proklamierte den Generalſtreik. Verſchiedene Truppenteile
erhoben ſich und ſtellten ſich dem ſozialdemokratiſchen Parteivor-
ſtand zur Verfügung, indem ſie Deputationen nach der Linden-
ſtraße 3 ſandten. Daß die linksſozialiſtiſchen Organiſationen im
Heere beſonders tätig oder verbreitet geweſen wären, werden doch
gerade diejenigen nicht behaupten dürfen, die jetzt höchſt ungehalten
über den mangelnden Radikalismus der Soldaten ſind und gegen
die „unpolitiſche Soldatenpolitik“ proteſtieren, wie ſich die Freiheit
vorſichtig in der Form aber gehäſſig in der Sache ausgedruckt hat.

Der Anteil der Linksſozialiſten an der Revolution beſchränkt
ſich im weſentlichen darauf, daß ſie am Sonnabend der Revolution
nachmittags um 2 Uhr, als der Sieg längſt errungen war, mit
ihren gehamſterten Waffenvorräten erſchienen und dieſe an jeder
mann austeilten, darunter auch höchſt überflüſſigerweiſe an Jugend-
wehren und halbe Kinder, die nachher mit dieſen Waffen das
größte Unheil angerichtet haben. Den paar Linksſozialiſten wäre
es wirklich nicht möglich geweſen, den großen Umſchwung ſo raſch
und ſo unblutig zu vollbringen. Die deutſche Revolution iſt das
aſ der deutſchen Soldaten und der geſamten deutſchen Arbeiter-

aſſe.

Arbeiter, Parteigenoſſen!
Wir ſtehen unter dem erhebenden Eindruck jener ge

waltigen Umwälzung, die das alte, ſcheinbar ſo feſte Re-
giment zuſammenbrechen ließ. Die alten Feſſeln ſind ge-
ſprengt; die Bahn iſt frei für die Verwirklichung unſerer
Ziele!

Damit aber hört der politiſche Kampf nicht auf; im
Gegenteil: rechts ſammeln ſich die alten bürgerlichen Par-
teien, um die Geſchicke Deutſchlands möglichſt in ihrem Sinne
zu beeinfluſſen. Links von uns ſtehen Gruppen, welche die
Entwicklung in Bahnen drängen wollen, die unſeren demo-
kratiſchen Grundſätzen widerſprechen.

Schwere Kämpfe ſtehen uns daher bevor!
Jm kommenden Frühjahr ſind Vertretungskörperſchaften

für Reich, Staat und Gemeinden zu wählen. Eine äußerſt
rege Agitations- und Werbearbeit muß einſetzen!

Zu dieſer fordern wir unſere Anhänger hierdurch auf!
Jnsbeſondere gilt es, Mittel für dieſen Zweck zu beſchaffen.

Sendet freiwillige Beiträge für den Wahlfonds der Sozial
demokratiſchen Partei! Auch geben wir Sammelliſten für
dieſen Zweck heraus.

Parteigenoſſen! Großes ſteht auf dem Spiel! Es gilt
den Kampf um die Durchführung des demokratiſchen Sozia-
lismus im Sinne der Sozialdemokratie Deutſchlands!

Seid auf dem Poſten!

Berlin, den 18. November 1918.

Der Vorſtand
der Sozial demokratiſchen Partei

Deutſchlands.

Geldſendungen ſind zu richten an: Otto Braun,
Berlin SW 68, Lindenſtr. 3. Auch kann auf Poſtſcheckkonto
Nr. 7918: Fr. Bartels, F. Ebert, O. Braun, beim Poſtſcheck-
amt Berlin eingezahlt werden.

Verordnung.
(Amflich) 1. Mannſchaften, die dauernd Arbeitsdienſt leiſten, ſind

zu entiaſſen. Werden ſie weiter beſchäftigt ſind ſie freie Jivilarbeiter
und als ſolche zu behandeln.

2. M die vorübergehend zu Arbellsleiſtungen, die
Fivilarbeiter verrichlen, herangezogen w
ſtunde 50 Pf. Zulage.

3. M die i nderem lsdir e eflichten, können für dieſen Dienſt angenommen und kommandiert werben Sie erhallen eine monatliche Löhnnng von 30 M. und eine klägliche

Julage von 5 M. als Führer und 3 M. als Mann.
4. Die Mannſchaften beziehen, ſolange ſie mobil ſind, mobile Löh-

nung, ſoweit ſie immobil ſind, immobile Löhanng, jedoch Gefreile und
monallich 30 M.

Der Rafi der Volksbegunfkrägken:
Eberk, Hagſe, Dittmann, Scheidewann, L erg, Barth.

Der Vollzugsraf des h ke des A. u. S. -Rals:Molkenbuhr, Rich. Müller.

Der Vollzugsrat des Arbeiler- und Soldalenrals eilt

Samſlihe Erlaffe und Proklamalionen des Vollzugsrats des Ar

beiter Soſdatfenrats, welche den Jeitungen durch W. T. B. oder

r Amtlich amder in Fell- oder Sperrdru e zu erſcheinen. Derehe
Fake iſt jedoch die Bekannſmachung in der nächſten Rummer
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J Ueberkret vorſtehender Jahrgäe e ebertre ne

J eSoldatenräte und militäriſche
Diſziplin.

Die Soldatenräte von Dresden, Leipzig und Chem-
nitz proteſtierten kürzlich gegen die vermeintliche Auf-
faſſung der Reichsregierung über das Verhältnis zwiſchen den
Soldatenräten und den bisherigen militäriſchen Vorgeſetzten.
Ueber dieſe Frage äußert ſich nun die Reichsregierung in folgen-
dem Telegramm an den Arbeiter- und Soldatenrat Groß-Dres-
den:

Der Proteſt von Leipzig, Dresden und Chemnitz gegen die
Beſtimmung über Heeresdiſziplin geht von der irrtümlichen An
nahme aus, daß nach Anſicht der Reichsregierung die Soldatenräte
nur beratende Stimme hätten. Arbeiter- und Soldatenräte wer-
den von der Regierung als Träger des revolutionären
Volkswillens und als Aufſichtsſtelle für die ge-
ſamte Verwaltung ihres Bezirks anerkannt. Sie muß nur
darauf hinweiſen, daß unmittelbare Eingriffe in den Betrieb und
in die Verwaltung der techniſchen Behörden unzuläſſig ſind,
weil ſonſt Unordnung und Gefährdung des Volkswohles unver-
meidlich ſind. Jede Störung der wirtſchaftlichen Organiſation und
der Demobiliſierung würden zum ſchwerſten Nachteil gerade desProletariats Ausſchlagen, während die tätige Beihilfe der Arbeiter

und Soldatenräte für die Demobilmachung von höchſtem Werte iſt.
Aufgabe dieſer Räte wird es beſonders ſein, die von ihren Trup-
penteilen getrennten Soldaten mit größter Beſchleunigung ihrem
Erſatztruppenteil zuzuführen, wo ihre Verpflegung, Entlohnung
und Entlaſſung erfolgt. gez. Ebert Haaſe.

Entlaſſung der Heimaturlauber.

Berfögung die Schliehung des gefamien 5 riebes dis jum 30. November d. J. aus Dienſt

zur Folge haben. Sie ten 1 bei 77n. DieDer Soldatenraks. lage d ren Uneeeen
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4 durch Bezirkskommandos und Meldeämier geregelt. Urlauber,
ſich vor dem 30. November bei ihren Erſahzformalionen melden,

Jahrgang erdnungsgemäß entlaſſen. Urlauber
Jahrgänge 1896, 1897, 1898 „1899 begeben ſich zur nächſten

on, wenn ſie ihren Truppenteil nicht erreichen können.
Kriegsminiſter Scheüch.

Unkerſtagtsſekretär Göhr e.

Verordnung betr. Verpflegung
des Feldheeres.

(Amtlich.) Das Preußiſche Kriegeminiſterium drahiek:

d e e e rdurch beſonders nachgeſchodene oder bereilzulegende Beffände, ch
ohne Jnanſpruchnahme von Vorräten der heimiſchen Bevölkerung.
Vorausſetzung zur Verwirklichung dieſer von der Oberſten Heeresleitung
getroffenen Vorkehrungen iſt bereitwillige Milarbeil der Heimat beiken Bereitſtellung und Bewachung dieſer Vorräte. Jedem,

I Kräften milhilft, wird das Vaterland Dank wiſſen.
Dann Berſo von Heer und Heimat id, umſomeht,als die h hat, während des Waffenſtilſſtandes Einfuhr
e jeder Art nach Deutſchland kroßz Blocade zuzu

Miniſterium für Milikärweſen Dresden.

An das Sanitätsperſonal.
Berlin, 20. November. (Amklich.) Von verſchiedenen Seilen

wird mitgeleilt, daß Angehörige des Pflege-, Warte- und Saniläls-
nals in den Lazarellen ihre Tätigkeit und ihren Poſten verlaſſen
n. ſich geweigert, in die E auszufahren,eimat geroſlt. Andere haben die Ausfahrt von

der Genehmigung des zuſtändigen Soldakenraks abhängig gemacht. Es
Uegt auf der Hand, daß durch ein derarliges Verhalten die Verſorgung
der Verwundeten und Kranken aufs ſchwerſie bedroht und das Leben
vieler Kameraden gefährdet wird. Insbeſondere iſt zu bedenken, daß
gerade jetzt jede Verzögerung in der Hilfeleiſtung und Rückbeförderung
der Verwundeten und Kranken, die dann in Feindeshand fallen, ein

Unrecht gegen die leidenden Kameraden iſt. Das in Lazarelten
in der Heimat als auch im Feldheer kätige Sanifätsperſongl wird
dringend aufgefordert, ſeinen bisherigen Dienſt weiler zu ver
und den Anordnungen der bisherigen Vorgeſehten in Kranken-
und Trausporldienſt unbedingt Folge zu leiſten. Die Soldaten

müſſen es als hre Pflicht belrochten, dafür zu ſorgen, daß den
gerwundelen oder kranken Kameraden die nölige Fürſorge zukeil werde.

Der Kriegsminiſter Scheüſch.
Unterſtggisſekrelär im Kriegsminiſterivm Göhre.

Berlig, 20. November. (Amklich.) Zum Erlaß über die Enk-
in die Heimat. In den Leuten in mmenlbehrlichem Dienſte“,

euf die Entlaſſung warten müſſen, bis ſie erſetzt ſind (Abſatz 2 des
Eciaſſes), gehört das geſamie Sanikätsperſongal

Kriegsminiſter Scheüch.
Unkerſtaggisſekreiär Göhr e.

Die deutſchen Verluſte im
Weltkriege.

Auf Grund zuverläſſiger Unterlagen können wir die Verluſte
Deutſchlands bis zum 31. Oktober 1918 genau angeben. Deutſch
land hat 1 580 000 Tote zu beklagen. Als vermißt werden 2609 000
Mann gemeldet, wovon aber ebenfalls ein großer Teil nicht mehr
unter den Lebenden weilen wird. Die Zahl der in Feindeshand be-
findlichen deutſchen Gefangenen beträgt 490 000. Verwundet wur-
den 4 Millionen Soldaten, wobei aber eine wiederhelte Zählung
in den Fällen vorgekommen iſt, wo ein Soldat mehrmals verwundet
worden iſt.

Nationalverſammlung,
Diktatur und Demokratie.

Die proviſoriſche Regierung Sachſens bezeichnet es in
ihrem Programm als ihre Aufgabe, das Land über die großen
Schwierigkeiten der gegenwärtigen Lage hinauszuführen, die
demokratiſchen Errungenſchaften feſtzuſtellen und wirtſchaft
liche Umgeſtaltungen nach ſozialiſtiſchen Grundſätzen zu ver-
wirklichen. Das iſt das ebenſo kurze wie würdige und ent-
ſchiedene Bekenntnis zum Sozialismus. Die neue Regierung
ſtrebt weiter ein Großdeutfchland an, dem ſich die Glieder zu
unterordnen haben. Dieſer Satz iſt von nationalen Geſichts-
punkten diktiert und wird nicht minder allgemeine Billigung
finden, wie das Bekenntnis zur Demokratie und zum Sozia-
lismus. Jm übrigen nimmt das Programm Stellung zu den
nächſtliegenden politiſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen
h gegen die vom ſozialdemokratiſchen Standpunkte
einerlei Einwendungen zu machen ſind. So muß das Pro-

gramnz als Ganzes als beſtimmt und maßvoll bezeichnet
werden.

Mehr aber noch als durch das, was in dem Programm
geſagt wird, wird es gekennzeichnet durch das, was nicht
darin ſteht. Und das iſt die Frage der geſetzgebenden
Nationalverſammlung. Dies kennzeichnet das Programm als
ein Kompromiß zwiſchen der paritätiſch aus Unabhängigen
und Sozialdemokraten zuſammengeſetzten Regierung. Das
iſt aber ein ſchwerer Mangel des Programms, der um ſo
empfindlicher iſt, als das ganze Land gerade über dieſen
Punkt eine unzweideutige Stellung erwartet hätte. Es heißt
zwar in dem Programm, daß die Regierung in Uebereinſtim-
mung mit der neuen Reichsleitung wirken und ihre entgegen-
ſtehende Auffaſſung geltend machen wolle, wenn Anordnungen
der Reichsleitung nicht ihren Beifall finden. Das iſt aber vom
Standpunkte der Demokratie eine Selbſtverſtändlichkeit, die
jedoch keine Erklärung abgibt für die vollſtändig übergangene
Frage der Nationalverſammlung. Dieſe Erklärung iſt eben
nur darin zu finden, daß über die Frage der Nationalver-
ſammlung, die erſt die geſetzliche Unterlage zu ſchaffen hat
für die Demokratiſierung des Staates und für die Sozialiſie-
rung der Geſellſchaft, keine Einigung zuſtande gekommen iſt.
Die Unabhängigen ſind bekanntlich gegen die ſofortige Ein-
berufung der geſetzgebenden Verſammlung, weil ſie befürch-ten, daß eine Suſammenſerung zuſtande kommen könnte, die

e Verwirklichung der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft gefährden
nnte, Das heißt aber nichts anderes, als daß die Verwirk-

lichung des Sozialismus in wenigen Monoten reſtlos durch-
geführt werden könnte.

Wäre das wirklich möglich, dann wäre die Frage der
Rationalverſammlung für immer gelöſt, denn eine Ge-
ſellſchaft, in der das ſozialiſtiſche Geſellſchaftsideal reſtlos ver-
wirklicht iſt, würde einer Volksvertretung im Sinne der
Nationalverſammlung überhaupt kaum bedürfen. Aber die
Annahme, daß die ſozialiſtiſche Geſellſchaft in wenigen
Monaten verwirklicht werden könnte, trifft eben vollſtändig
daneben. Darüber ſind ſich auch die Theoretiker der unab

hängigen Sozialdemokratie im klaren. So iſt Karl Kautsky
in der Freiheit, dem Berliner Organ der Unabhängigen, dieſer

ſolche Art

Aber wir 7 uns zu der Anſicht durchringen, daß der Steuer
hinterzieher, der gerade in dieſer ſchweren Zeit weigert, nach

J 3 i Kräften zur Unterhaltung des Reiches n und derAuffaſſung mit größter zwingenden Gründen ſeinen renentgegen getreten. „JIn Bauſch und Bogen,“ ſchrieb er, „alles s 33 r rer en
für nationaliſtert erklären nun hinterdrein draw Göndern ſhümmer, und daß er ſich von einem Dandesverräder nicht
gehen, die Bedingu dafür zu ſchaffen, heißt das Pferd Khr unterſcheidet. Wenn jedoch der Appell an die ſittlichen Kräfte

n au eſe C ein h dir e ſo S mit den r en eniſti ni u n eu rei und Siene noch nicht möglich iſt, ein Stadium, in eine Bnnen ſchon n ganz ne draußen im Lande ſagen,
rationelle Sredurtiog überhandt nicht möglich beißt, I W der J die vorbereite. ein ſehr
vorüberge die Produk zu nungen. Eine lechtes ſein w den Verſuch der Notenhamſterei und

jalismus gerade jetzt, im Moment der Demo r er n. Die Kri perden mit
durchführen, oder nur for hi deutſchland in d ehe den ln.“ h in

derſelben Freiheit das „undrganiſch-brutäale Ein greiſen in
das Wirtſchaftsleben“ rundweg abgelehnt. Auf demſelben
Standpunkt ſteht auch die bayriſche Regierung, an deſſen
Spitze der Unabhängige Kurt Eisner ſteht. einer Re
gierungserklärung an das bayriſche Volk, die ſehr klar und
überzeugend abgefaßt iſt, heißt es: „Wir ſprechen in voller
Oeffentlichkeit aus, daß es unmöglich ſcheint, in einer
Zeit, in der die produktiven Kräfte des Landes nahezu er
ſchöpft ſind, die Jnduſtrie in den Beſitz der Gemeinſchaft ſo
fort überzuführen. Ferner erſcheint es uns unmöglich, in
einem einzelnen nationalen Gebiete der Weltwirtſchaft
die ſozialdemokratiſche Organiſation durchzuführen Man
braucht natürlich nicht ſo weit zu gehen, wie die Kundgebung
der bayriſchen Regierung, die annimmt, daß der Sozialis-
mus erſt möglich ſei, wenn er in allen kapitaliſtiſchen Ländern
durchgeführt werden kann. Aber recht hat ſie iß inſofern,
daß feine ſofortige Durchführung nicht möglich iſt.

Zu dieſen unabhängig- ſozialiſtiſchen Theoretikern geſellt
ſich nun noch einer, deſſen Name bei den Unabhängigen be
ſonderes Gewicht hat: Rudolf Hilferding. Er hat in der
Freiheit einen Artikel Revolutionäres Vertrauen! veröffent-
licht, den auch die Leipziger Volkszeitung widergibt mit
folgender Vorbemerkung: „Jm Berliner Organ der unab
hängigen Sozialdemokratie, der Freiheit, veröffentlicht Gen.
Rudolf Hilferding den nachfolgenden Artikel. Er vertritt die
Auffaſſung derjenigen Parteigenoſſen, die die Diktatur des
Proletariats nur als einen vorüber gehenden Zuſtand
betrachten, der abgelöſt werden muß durch die Demokratie.“
Wer meinen Artikel in der Montagnummer der Freien
Preſſe: Jſt die Revolution in Gefahr? geleſen hat, erkennt
ſchon aus der kurzen Jnhaltsgabe des Hilferdingſchen Auf-
ſatzes in der Leipziger Volkszeitung, daß Hilferding den
ſelben Standpunkt vertritt, wie der Schreiber dieſer Zeilen
in dem erwähnten Aufſaßze, in dem die Tatſache der revolu-
tionären Diktatur feſtgeſtellt, dieſe aber auch als eine Er
ſcheinung bezeichnet wurde, die durch die Demokratie abge-
löſt werden müſſe, weshalb die Nationalverſammlung eine
unbedingte Notwendigkeit ſei.

Aehnlich wie die Kundgebung der bayriſchen Regierung,
ſagt Hilferding, es ſei die tiefe Tragik des Sozialismus, da
er in dem Augenblicke zur Macht gelange, in dem ſeine Ver
wirklichung auf die größten Schwierigkeiten ſtoße. Unge-
heuer ſchwere Arbeit ſei zu leiſten zum Wiederaufbau der
Produktion. „Glaubt jemand, daß dieſe Arbeit geleiſtet wer
den kann, während der Terror herrſcht und der Bürgerkrieg
wütet? Nein, das Jntereſſe des Sozialismus fordert ge
bieteriſch die Beſtätigung unſerer Herrſchaft durch das Volk,
vor der alle Widerſtände niederſinken werden! Wir ſind über-
zeugt, daß die demokratiſche Methode, die wir von je ver-
treten haben, die notwendige und zum Ziele führende iſt.
Aber ſelbſt wenn wir wollten, könnten wir die Einberufung
der Nationalverſammlung verhindern? Jn Deutſchland
kämpfen die Arbeitermaſſen ſeit Jahrzehnten um die Er-
ringung der Demokratie, ſind ſie von der Ueberzeugung er
füllt, daß die Demokratie auch die Erfüllung des Sozialis-
mus bringen muß.“ Allen den unabhängigen Schwachmütigen
gegenüber antwortet Hilferding imt der Forderung nach
revolutionärem Vertrauen. Jn der Tat: revolutionäres Ver-
trauen in die ſieghafte Gewalt des ſozialiſtiſchen Gedankens,
das iſt es, worauf es ankommt. Die unabhängige Furcht
vor der Nationalverſammlung iſt antirevolutionäre Schwach-
mütigkeit.

Canz beſonders charakteriſtiſch in dem r
Artikel iſt auch dieſer Abſchnitt: „Unbedingte Fortdauer der
Diktatur der Räte bedeutet Ausſchließung aller anderen
Schichten von der politiſchen Mitbeſtimmung. Kann man
glauben, daß dieſe Kreiſe ſich das widerſtandslos gefallen
laſſen? Der Widerſtand müßte gewaltſam unterdrückt wer-
den, die Gewalt würde neue Gewalt erzeugen. Deshalb ſagt
der, der zeitlich unbeſchränkte Diktatur verlangt, auch
zugleich Terror und Bürgerkrieg. Die demokra-
tiſche Entſcheidung dagegen wird unwiderſtehlich ſein.“
Es iſt das desſelbe, was ich in meinem obenerwähnten Auf-
ſatze: Jſt die Revolution in Gefahr? auch ausgeführt habe.

Der Hilferdingſche Auſſatz wird manchen Leſer der Leip
ziger Volkszeitung überzeugen, daß es in der Tat die unab
hängige Taktik iſt, die die Revolution in Gefahr bringt. Jm
allgemeinen aber ſind wir überzeugt, daß die große Mehrheit
der ſozialiſtiſch Geſinnten die Angſtmeiertaktik der Leipziger
Volkszeitung abweiſen und ſich für die Nationalverſamm-
lung entſcheiden wird. Die Loſung muß deshalb ſein: Mit
vereinter Kraft für die Nativnalverſammlung, für Demo

kratie und Sozialismus! R. J.
Das Finanzprogramm der neuen

Regierung.
Der neue Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes, Exzellenz

Schiffer empfing geſtern das Mitglied der volkswirtſchaftlichen
Redaktion der Deutſchen Allgemeinen Zeitung, Goſler, zu einer
Untierredung über das neue Finanzprogramm der neuen
Reichsregierung. Der Staateſekretär erklärte im wefentlichen:
Die neue Regierung denkt nicht daran, irgendetwas von den Be
dingungen der Kriegsanleihe, ſowohl was die Schuldverſchrei-
bungen, als auch was die Reichsſchatzanweiſungen anbetrifft, zu
ungunſten der Anleihebeſitzer zu ändern. Es iſt dies nicht aus
drücklich in den von Jhnen erwähnten Regierungserklärungen be
tont worden, es ergibt ſich aber ſinngemäß aus der Mitteilung, daß
die Rechte der Kriegsanleihebeſitzer nicht angetaſtet werden ſollen.
Was den Beſitzern der Kriegsanleihen verſprochen worden iſt, wer
den wir unbedingt halten; darüber herrſcht nicht die geringſte
Meinungeverſchiedenheit.

Jch-erkläre Jhnen ſchon heute, daß ich n die Steuerhinterziehung in jeder Form mit der äußerſten SSerfe hen werde.

Das Steuerfluchtgeſez, das die Verſchiebung von ldern und
Effekten ins Ausland verhindern ſoll, war nur ein Anfang; ihmwerden entſprechende Maßnahmen für das Jnland n. ünſer
Volk hat ein Anrecht darauf, daß die Verteilung der finangiellen
Laſten nach dem Prinzip der Gerechtigkeit ganz rückf und
gleichgültig, ob es ſich um hoch oder niedrig delt, durchgeführt
wird. Das Rechtsempfinden mag im Kriege ſtark gelitten haben,
und man mag ſich vielfach noch mehr als früher an den Gedanken
gewöhnt haben, daß es kein Verbrechen fei, den Staat zu beirügen.

den. Wir werden ttel und Wege
r nach die eigentlichen

aßen als ſolche aus-den, die e ihrerKriegdgewinne darſtellen, wenigſtens ei
zuſondern und ſtärker zu belaſten.

Die Grundlagen für unſere neue Steuergeſetzgebung laſſen
ſich erſt dann ermitteln, wenn Klarheit geſchaffen iſt über den
endgültigen Umfang des Reiches, über das Verhältnis des Reiches
u den Einzelſtaaten im neuen Deutſchland und ſodann über den

bedarf ſelbſt. Außerdem ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß
das Volk ſ. ſt einen vollauf berechtigten auf weiteſt
ehende Mitwirkung bei der geſgu aſſung er die künftige
tenergeſedgebung hat. Aus dieſem Grunde halte ich es grund-

ſätzlich für unmöglich, vor Zuſammentritt der Nationalverſamm-
lung ein Programm aufzuſtellen. Das hindert natürlich nicht, daß
ich an die Ausarbeitung und nötigenfalls an die Durchführung don
Steuergeſetzen in der Zwiſchenzeit gehen werde, die inſofern notwendig werden, als ein Aufſhub von mehreren Monaten das
kommende Erträgnis weſentlich zu beeinträchtigen droht.

Vom Rongreß der niederländiſchen
Sozialiſten.

Roklerdam, 17. November. Der ſozialiſtiſche Kongreß hat die ihm
porgelegte Reſolution durch Zuruf angenommen, ſowie auch die weitere
Forderung, daß die Entſcheidung über Krieg und Frieden bei der Volks
regierung liegen müſſe. Der Vorſitzende der Leitung der ſozialdemo-
kratiſchen Arbeiterpartei ſtellte feſt, daß der Kongreß einſtimmig be-
ſchloſſen habe, von revolnſionären Pi und daß dieabzuſehen
enigen, die in der letzten Woche ſolche Plä tUs aufgegeben ſah ſolche Pläne gehegt hätten, ſie eben

Ein bahriſches Pronungiamento.
Unter der Ueberſchrift Gegen den Berliner Terro

rismus“ ſchreibt die München-Augsburger Abendzeitung:
Der geſtrige Aufruf des Berliner Arbeiter und Soldatenrates

gen die bürgerliche Republik iſt, wenn nicht ſofort mit allen zur
zerfügung ſtehenden Machtmitteln gegen den Plan der Repubkli

kaner und Kommuniſten vorgegangen wird, nicht nur der Anfang
des Bürgerkrieges in Deutſchland, ſondern auch das Signal für den
Abbruch der Friedensverhandlungen und. den Einmarſch der
Ententetruppen in Deutſchland. Veſitzt man in Verlin wicht die
Kraft und Macht, dem Terror und der Diktatur die Giftzähne aus
ubrechen, dann S Bayern Berlin unzweideutig erklären, daß
ahern und Süddeutſchland auf dem Wege des radikalen Terrorig

mus nicht r r kann. Ganz Süddeutſchland muß ſich von dieſer
Berliner Zlutherrſchaft trennen und der Welt veweiſen,

S die Wilſonſche Forderung: „Der Gewalt keinen Frieden!“
achtet.

Eine allgemeine Amneſtie in Sicht!
Die Reichsregierung hat ſich in einer ihrer letzten Sitzungen mit

einer Reihe praktiſcher Fragen beſchäftigt, die das politiſche Ergedvis
der Revolution weiter entwickeln und ſicherſtellen ſollen. Auf wirtſchoft,“
lichem wie auf allgemeinpolitiſchemm Gebiet dereitet ſie poſitive Maß

nahmen vor.
Zunächſt wird in vollkommener Uebereinſtimmunh mit den Reſſort-

Vertretern der preußiſchen und der Reichsjuſtiz ein neuer, großzügiger

Amueſlie-Erlaß für Verbrechen und Vergehen von Zivilperſonen und
Soldaten den Sieg der Freiheit dokumentieren. Es ſoll ſich nicht nur
um einen Straferlaß für kleinere Vergehen handeln, ſondern es ſoll auch
im Sinne moderner, ſozialiſtiſcher Eerechtigketts- und Erziehungsauf
faſſung derjenigen, die ſich ſchwer gegen ihre Mitmenſchen vergangen
haben, die Möglichkeit gegeben werden, von weiterer Strafe fernzu
bleiben, wene ſie fortan das ſoziale Zuſammenleden nicht durch neue
Verbrechen gefährden. Damit wird ſelbſt den ſchweren Verbrechern,
die in den Revolutionstagen freigelaſſen wurden, die Möglichkeit weite
rer Freiheit gelaffen; ſie ſollen erſt dann wieder zur Strafe herange
zogen werden, wenn ſie ſich in einem beſtimmten Zeitraum erneut gegen
die notwendigen Sicherungen ſozialer Gemeinſchaft vergehen.

Kleine Nachrichten.
Die amerikaniſchen Lebensmittel.

Berlin, 21. Rovemder. Wie verkautei, werden die von den Ver
einigten Staaten für Deutſchland in Ausſicht geſtellten Lebensmitiel
endungen zunächſt nach Rotterdam und Koperhagen konſigniert werden,

die an erikaniſche Regierung ahwarten will, oh in Deutſchland die
von ihr für noiwendig angeſehere Gewähr für eine freiheitüche Ver
faſſung und ordnungemäßige Verteilung erſüllt wird.

Die Räumung des linken Rheinufers.
Baſel, 21. November. Der Verkehr über den elſaßbadiſchen Rhein
in beiden Richtungen völlig; es fahren keine deutſchen Züge mehr

iber den Rhein. Vom Donnerstagmorgen 5 Uhr an wird der übri
geſamte Zugverkehr zwiſchen dem Elſaß einerſeits und Vaſel Schweiz
anderſoits eingeſtellt.

*rgeegre 21. November. Die Räumung der Stadt iſt nahezu deendet. D Verhandlungen mit der Entente zum Zwecke der e
nd bereits im Gange. Der Soldatenrat löſt dei Beſetzung der

auf. Nur der Arbeiterrat wird beſtehen bleiben und ſich neu
konſtituieren. Uederall herrſcht Ruhe und Hrdnung.

Aus lieferung Wilhelms II.
Berkin, 21. November. A Radio meldet aus London,

daß die en der Entente demnächſt von Holland die Auslieſe
tung Wilhelms II. verlangen werden. Sowohl das taktloſe Auftreten
des ehemaligen Monarchen, wie die Treibereien seggfer du
Werieihaſch n Haag Gefahr S da n r die
m e un r erwache. ahlr tin den mentelündein die Beſtrafung Wil Se de a en, Vente
man nicht daran, ihn vor ein Gericht zu ſtellen. Man will ſhn nur in
ſicherem Gewahrſam unter Aufſicht der Entente wiſſen.

des deu lizeiVerhaftung W izeipräfidenten
Warſchan, 20. Novemder. Der deutſche Polizeipräſident in War

u von Glaſenapp wurde vor einigen tet tie Warſchauer Zitadelle geſteckt. B r v u re der

ne enapp unverzüglich aus der Haft Weelen laſſen v o
defindetger e nun, wie die Telegraphen- Union erfährt, ſchon auf deut
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Condon, 10. Rodemder. (Render) Time rt aus
vom 18. November: Senator Borah teilte mit, daß auf der Friedens
konferenz alle Verhandlungen öffentlich geführt werden würden.

Bern, 19. November. Daily News melden aus Neuyork: Prä-
dent Wilſon hat den Plan für einen Völkerbund entworfen.
r ſoll einen internationalen Gerichtshof einſchließen, der
ch mit Rechtsfragen befaſſen ſowie eine internationale See

pölöz e i vorſehen ſoll.

Die Stadt Mülhauſen an Poincare.
Poincare empfing durch Vermittlung des Kommiſſars der Republik

in Kolmar folgendes Telegramm: „Die Bewohner von Mülhauſen,
die ſoeben durch eine Kundgebung ihr Vertrauen in die d indie Größe ihres Vaterlandes gelegt haben, machen es ſich v

dem Präſidenten der Republik ihre Gefühle tiefſter Dankdar keitum Ausdruck zu bringen.“ Poincare antwortete: „Jch danke e
Siadt und der Bevölkerung von Mülhauſen von ganzer Seele. Ich

kenne ihre unveränderte Anhänglichkeit an Frankreich. Frankreich freut
ſich darüber, ſie für immer wiedergefunden zu haben. Jch ſende
ihnen meine herzlichſten Glückwünſche.“

Das Rheinland wäll deutſch bleiben!
Koblenz, 21. November. In einer gewaltigen Bürgerverſamm

lung, zu der die liberale, ſozialdemokratiſche und Zentrumspartei einge
laden waren, wurde nach einer Rede des Ober“ürgermeiſters, der die
etwaige Abtrennung der Rheinprovinz von Deutſchland folgen
der Beſchluß angenommen: „Tauſende von Koblenzer Männern und
Frauen bekennen ſich einmütig als treue Deutſche, die auch
getroſt und in jeder Gefahr den Gedanken einer Trennung vom Deut-
ſchen Reiche weit von ſich weiſen. Was auch kommen mag, niemals
e ſie ſchwankend werden in ihrer Liebe zum deutſchen Vater
ande.

Aufruf an die deutſchen Offiziere.
Die Beſeitigung aller Vorbechte der Offigierskaſte iſt eine

weſentliche Errungenſchaft der Revolution, die nicht aufgegeben
werden darf. Berechtigung an leitender Stelle zu ſtehen hat jeder.
Nicht Rang und Alter, ſondern Fähigkeiten entſcheiden. Das
deutſche Volk iſt noch im Glauben befangen, das Offizierskorps ſei
der Hort der Reaktion und von ihm ſei eine Gegenrevolution zu er-
warten. Um dieſes zum Teil nicht unberechtigte Mißtrauen zu be
ſeitigen, fordern wir alle Offiziere, die auf dein Voden einer freien
deutſchen Republik ſtehen, auf, das Offigerskorps von regktionären
Elementen zu ſäubern. Jeder der mit Rückſicht auf ſeine Stellung
oder aus Beſorgnis vor perſönlicher Gefahr ſeine Ueberzeugung
opfert, iſt unwürdig. Jeder, der nicht mit allen Kräften mitarbeitet,
die Errungenſchaften der Revolution zu ſichern und auszubauen,
ſondern ſich von den Ereigniſſen treiben läßt, darf nicht an leitender
Stelle ſtehen, denn er gefährdet das Erreichte.

Zeithain, 18. November 1918.
gez. Spahn, Leutn. d. Reſ. gez. Ruborf, Leutn. d. Reſ.

gez. E. Müller, Leutn. d. Reſ.
Hierzu bemerkt der Arbeiter- und Soldatenrat Zeithain:
Vorſtehender Aufruf beweiſt uns mit großer Genugtuung, daß

auch ein Teil der Offiziere die Größe des Augenhblicks erkannt hat
und ſich, nachdem die vorſintflutliche Ueberliefern a s Militaris-
mus mit ſeinem Größenwahn geſtürzt iſt, ſich far itig zur Re-
publik bekennen. Aus ehrlicher Ueberzeugung haben die Offiziere
ihre ehemaligen Kameraden vor die Alternative geſtellt, entweder
ſich zur ſozialiſtiſchen Republik zu bekennen oder den Dienſt zu
quittieren. Der Erfolg iſt direkt erfreulich zu nennen, denn die
Mannſchaften haben ſich durch Abſtimmung ihre Führer ſelbſt ge-

wählt, die nun im vollen n mit dem undSoldatenrat die Organiſation und Leitung der großen Aufgaben
gemeinſam erledigen. Zeithain, dieſer durch den berüchtigten, ge
weſenen Major Hirſchfeld unrühmlich bekannt gewordene
Truppenplatz hat den Anfang gemacht, wo bleiben die Offiziere in
den anderen Städten?

Die Abrüſtung und die Gewerk-
ſchaften.

An die Arbeiter und Angeſtellten in Heer
und Marine

Der Waffenſtillſtand iſt abgeſchloſſen und mit der Rückführung
der Truppen haben die Entlaſſungen bereits begonnen. Die De
mobilmachung ſtellt das deutſche Volk vor eine gewaltige Auf-
gabe. Es gilt, für Millionen Unterkommen und Lebensmittel, ſo-
wie Arbeitsgelegenheit zu beſchaffen.

Dazu bedarf es der unmfaſſendſten organiſatoriſchen Vor
arbeiten. Der gewerbliche Betriebsmechanismus muß von der
Kriegs auf die Friedensarbeit umgeſtellt werden. Das Transport
weſen, die Arbeitsvermittlung, die r für Erwerbsloſe,
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene müſſen raſch vervoll-
kommnet werden, g. d ſie allen Anſprüchen genügen. Die Ar-
beitöbeſchaffung, die Wohnungsfürſorge für die heimkehrenden
Krieger und deren Familien erfordern beſchleunigte Löſung.

Die deutſchen werkſchaften haben ſich der Volksregierung
für die Demobilmachung und den wirtſchaftlichen Wiederaufbau
zur Verfügung geſtellt. Jhre weit verzweigte Organiſation, thre
im Wirtſchafts und öffentlichen Leben geregelten Verwaltungen
können vieles zur raſchen Ueberführung der Kriegs z Friedens
wirtſchaft beitragen, ſofern ihnen jetzt ohne ug ben n
Kräfte vom Heeresdienſt freigegeben werden. Die Gewerkſchaften
brauchen dieſe Kräfte dringend und ſie erwarten von der Ein
aller Arbeiter und Angeſtellten in Heer und Marine, daß der ſo

rtigen Entlaſſung der hier unentbehrlichen Organiſatoren in die
eimat keine wierigkeiten bereitet werden. Es braucht keiner

u fürchten, daß er zu rfet zur Entlaſſung kommen könnte. Die
nie Arbeitgeberverdände haben ſich den Gewerk n gegen

über vektraglich verpflichtet, jeden Arbeiter und Angeſtellten wiederan ſeinem vor dem Kriege innegehabten Platze zu be

Meldet Euch daher ſofort n der Rückkehr in Eurem Heimat
ort bei den Gewerkſchaften e für Eure Rechte eint

Die derr dgeee e jener an s r zuſorgen, daß die militäriſche Demobiliſation ſich in Ru Ord
nung vollzieht. Wartet Eure e ab.n

Eure Stelle wird Euch freigehalten. a ing der plin,de Durchbrechung ke geordneten Rückführung gefäh

3 We i Heimat, das Euch Wohnung und Brot und Arbeit
rn ſo
Beweiſt jetzt, da reine ba des ſeid! Sorgt für Ord-

nungJm Auftrage der Pntuchen gewerkſchaftlichen Organifationen
und Angeſtelltenverbände

Die Generalkommiſſion r Hewpre chaften Deutſchlands.
gez. T. Legien.

Der Geſamtverband der chriſtlichen Gewerkſchaften.
gez. A. Stegerwald.

Verband der deutſchen Gewerkvereine (H. D.).
gez. Hartmann,

Arbeitögemeinfſchaft für die kaufmänniſchen Verbände.
I. le

88 Aufhäuſer.
techniſche Verband.

gez. Dr. Höfle.

auch im Soldatenrock Bürger

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Die geſetzgebende Vationalverſammlung geſichert.
Ueber die Tatſache, daß eine verfaſſunggebende Nationalverſamm-

lung einberufen werden ſoll, herrſcht nunmehr bei dem Kabinett und
dem Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats Einigkeit. Offen
bleibt jedoch noch immer die Frage des Termins. Wie verlautet, iſt
man entſchloſſen, vor Einberufung der Nationalverſammlung noch einige
wichtige ſozialpolitiſche Maßnahmen durchzuführen. Es ſoll ſich dabei
um Arbeiter- und Arbeiterinnenſchutz handeln, und ebenſo ſollen alle
großen induſtrjellen Betriebe, die für die Sozialiſierung reif erſcheinen,
in Sigatshetriede übergeführt werden. Er werden noch Mnahmen dem See 3 Finanz nd rweſens, u. a. die
Regelung der Exdſchaftoſteuerfrage.

Aus dem Rate der Volksbeauftragten.

Volksbeauftragter Landsberg hat das Preſſereferat anScheidemann abgegeben und pöfur an ſeiner Stelle die Finan-
z en übernommen.

Die Kommiſſion, welche die Volksbeauſtragten zur Erſtattung eines
ſchleunigen Gutachtens darüber eingeſetzt haben, welche Betriebe ſofort
vergeſellſchaftet werden ſollen, wird aus Profeſſor Balled, Prof. Ernſt
Francke, Walter Rathenau, Privaidozent Dr. Vederer, Dr. Vogelſtein,
Dr. Rudolf Hilfferding, Karl Kautsky, Heinrich Cunow und Otto Hue
r Es iſt möglich, daß noch weitere Mitglieder hinzugezogen
werden.

Die verfaſſunggebende Landesverſammlung
für Heſſen.

Die neue er Regierung hat die W Abſicht, die Wahlen
für die verfaſſunggebende Landesverſammlung alsbald einzube-
rufen. Bereittz in der vorigen Woche hat der Miniſterpräſident
Ul rich in einer Sitzung des heſſiſchen Arbeiter- und Soldaten-
rates dieſem Willen ſeinerſeits entſchiedenen Ausdruck verliehen,
Jm Staatsminiſterium werden die Vorbereitungen für den Ent-
wurf der neuen Wahlordnung vielleicht ſchon in der kommenden
Woche abgeſchloſſen ſein. Das ganze Land wird einen Wahlkreis
bilden, ſo daß die Wahlen ein möglichſt unverfälſchtes Bild der
politiſchen Auffaſſung des Heſſenlandes bieten würden. Jn Aus-
ſicht genommen iſt, die Wahlen alsbald vorzunehmen.

GVine neue Kriegsteuerungszulage angekündigt.
Im Reichsſchatzamt und im preußiſchen Finanzminiſterium ſoll die

Abſicht beſtehen, vorbehältlich ſpätererr Beſoldungsreform noch einmal
eine einmalige Teuerungszulage zu gewähren, die noch vor
Weihnachten zur Auszahlung kommen ſoll.

Die Freiheit der Berliner Anabhängigen gegen
die Veipziger Volkszeitung.

Der Vorwärts ſchreibt: en die Leipziger Volkszei-
tung, die in bolſchewiſtiſchem Ueberſchwang auch ſchon Haaſe und
Dittmann, Ströbel und Ad. Hoffmann als Gegenrevolutio-
näre und Sozialverräter abtun möchte, wendet ſich die Frei-
heit mit folgenden beſänſtigenden Worten:

Wir ſtimmen der Leipziger Volkszeitung durchaus bei, daß man
jetzt, ohne Konzeſſionen an das Bürgertum zu machen, arbeiten
muß für die Durchführung der Revolution. Wir zweifeln aber, ob
dieſe Arbeit gefördert wird durch aufgeregte Artikel, in
denen, ohne genauere Kenntnis der Verhältniſſe drohende Ulti-
mata aufgeſtellt werden. Unſere Genoſſen in der Regierung und
im Vollzugsausſchuß ſind verantwortlich dafür, daß die Ziele der
Revolution nicht in das Gegenteil verkehrt werden. Aber wir ſind
nicht minder verantwortlich dafür, daß der Boden, auf dem allein

die Sr73 r in der R rn ruhen kann, nichtunter r e äh e dere ungen und un
überlegte Drohun gen.ingt es nun aug den Unabhängigen, eine einheit-

liche Operationslinie herzuſtellen. Angeſichts der bürgerlichen Samm-
lung, die ſich eiligſt vollzieht, ſind Streitigkeiten in der Arbeiterklaſſe
einſach Selbſtmordpolitik. Diejenigen, die ſich um die Sicherung der
revolutionären Errungenſchaften ſo beſorgt zeigen, ſollten doch eigent
lich die erſten ſein, zu begreiſen, daß Uneinigkeit das ſicherſte Mittel iſt,
das Errungene wieder zu verlieren.

Aus aller Welt.
Furchtbare Exploſion in Haumont

in Belgien.
Nach einer Meldung des Amſterdamer Telegraph geriet in

Hamont ein deutſcher Munitionszug in Brand. Dabei flog
ein Waggon mit Granaten in die Luft, deren Splitter auf
die Umgebung niederfielen. Auf dem Bahnhaf ſtanden auch drei
Lazarettzüge mit deutſchen Verwundeten, die auf den Trans
port nach Holland warteten. Auch dieſe Züge gerieten in Brand.
Die Verwundeten flüchteten, ſoweit ſie dazu imſtande waren, aber
13 Schwerverwundete kamen in den Flammen um. Ein Lazarett-
ug konnte rechtzeitig in Sicherheit gebracht werden, nachdem die
rennenden Wagen des Zuges mit großem Heldenmut abgekoppelt

worden waren. Er ſteht jetzt auf dem Bahnhof Budel; indeſſen
iſt man des Brandes Herr geworden. Der Anblick der Verwun-
deten, die über die Grenze kommen, iſt unbeſchreiblich. Während
der Kataſtrophe wagte ſich niemand in die Nähe.

Rach neueren Meldungen ſollerk bei der Kataſtrophe 1000 Men-
ſchen, meiſt deutſche Soldaten, tödlich verunglückt ſein. Jn Hamont
ſind viele Häuſer eingeſtürzt, wobei die Einwohner unter den
Trümmern begraben wurden.

Das Unglück ſoll durch junge Burſchen veranlaßt worden ſein,
die in der Nähe des Munitionszuges mit geraubten Revolvern ge-
ſchoſſen haben. Das Bahnhofsgelände ſtellt ein Chaos von in
Stücke zerriſſenen hier und dort rauchenden Eiſenbahnwagen dar,
zwiſchen dynen noch Tauſende nicht explodierter Patronen liegen.

Amtliche Bekanntmachungen.

Bekanntmachung.
N 1 des Umſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 unterliegena e Reparatutanſtalten,

Bücherreviſoren Probenehmer, Agenten, Kommiſſionäre, Dentiſten,
ſulenten, Abvermieter, Badeanſtaltsbeſter ſowie der Theater
ertunternedmer ſind ſomit umſagſteuerpflichtig.

weit t inneneund

itig wird nochmals ingewieſen, daß im F id desoben bezeichneten 7 ne ahgeet iſt. Bücher,

x a bei d er S We 6 desu i ehen, ſind 5 Jahre eKa an, dem de r fällig geworden iſt, aufzube-
t Uhe, den 19. Rodemder 1918. Der Magiſtrat.

Umſatzſteueramt.

Bekanntmachung.
Die Bekanntmächung des ſtellvertretenden Generalkommandos

IV. Armeekorps betreffend Vermietung von Wohnräumen zu gewerb-

lichen Zwecken wird hiermit aufgehoben. t
Dieſe Bekanntmachung tritt am 20. November 1918 in Kraft,
Magdeburg, den 13. November 1918.

Für den Arbeiter- und Soldatenrat: Schrader.
Der ſtellvertretende Kommandierende General:

von Werder, General der Kavallerie z. D.

Bekanntmachung.
Auf dem ſtädtiſchen Markt Talamtſchule ſind mehrere Porte-

monngies gefunden worden, welche von den Eigentümern dort abgehokt
werden können.

Halle, den 19. November 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Anmeldung für eine Karkoffel-Kundenliſte!
Um die mit Wintervorräten nicht verſorgten Haushaltungen

während des Winters leichter und bequemer mit den wöchentlich nötigen
Kartoffelmengen verſorgen zu können, wird auf Grund der Bundes
ratsverordnung vom 25. September bzw. 4. November 1915 folgendes
angeordnet:

Jeder Haushalt, der keinen Wintervorrat von Kartoffeln be-
ſitzt, alſo ſeinen Bedarf wöchentlich im Kleinhandel kaufen n

3
hat ſich einen Kartoffelkleinhändler oder einen Konſumverein zu w
len, bei dem er künftig ſeinen Bedarf an Kartoffeln decken will.
dieſem Zwecke hat er ſich am Donnerstag, dem 21. oder am Freil
dem 226 d. M., bei dem in Ausſicht genommenen Händler perſönln und zwar in folgender Weiſe:

Die Kunden legen dem Händler, bei dem ſie die Kartoffeln künf-
tig beziehen wollen, an den genannten Tagen ihren Lebensmittelſchein
vor. Der Händler notiert jeden bei ihm ſo angemeldeten Haushalt und
vermerkt dabei die Zahl der Haushaltungsangehörigen. Der Klein
händler hat ferner auf die Karkoffeleinkaufskarte, die gleichfalls mit
vorgelegt werden muß, mittels eines Firmenſtempels oder mit Time
feine Firma zu vermerken. Ferner hat der Anmeldende zur Kontrolleder bei den Händler erfolgten Anmeldungen die Abſchnitte Nr. 32 der

Karloffelkorken abzugeben.
Die Namen der ſo angemeldeten Kunden hat der Kleinhändler

unter Hinzufügung der Perſonenzahl jedes Haushalts alphabetiſch ge
ordnet in ein Verzeichnis einzutragen. Eine Abſchrift dieſer Liſte,
in der genau und deutlich der Vor- und Zuname, Straße, Nummer,
ſowie Nummer des Lebensmittelſcheines angegeben ſein müſſen, iſt mit
den zu 100 gebündelten Abſchnitten der Kartoffelkarten bis ſpäteſtens
Dienstag, den 26. d. M. in einem gut verſchloſſenen Briefumſchlag mit
der Aufſchrift „Kundenanmeldung des Kartoffelhändlers (Konſumver
eins der Kartoffelkartenſtelle, Stadternährungsamt, Markt-
platz 22 I, 1. Saal links, abzuliefern. Da die Händler die Kartoffeln
künftig nur noch entſprechend der Zahl der von ihnen zu verſorgenden
Haushalts zugeſtellt erhalten, kann der Händler nur die Kunden be
liefern, die ſich bei ihm angemeldet haben. Daher verſäume niemand,
ſich rechtzeitig anzumelden!

Sollten Haushalte, die einen Wintervorrat beſitzen und ihre Kar-
toffelkarten noch nicht abgegeben haben, ſich unbefugt bei einem Hände
ler anmelden, ſo wird dies die geſetzlichen Strafen nach ſich ziehen. Die
Kundenliſten werden genau mit den Kartoffelkontrollblättern des Er
nährungsamtes verglichen; unberechtigte Anmeldungen ſind alſo leicht
feſtzuſtellen.

Halle, den 19. November 1918. Der Magiſtrat.
Polizeiverordnung.

Auf Grund der S 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Polizeiver
waltung vom 11. März 1850 und der 88 143 und 144 des Geſetzes
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit
Zuſtimmung des Magiſtrats ſotgenes verordnet:

4 der Polizeſverordnung vom 31. Mai 1918, betreffend den Aus
r Dachgeſchoſſe zu Wohnungen, erhält folgende Faſſung:

„Die Zulaſſungsgenehmigung der Polizeiverwaltung wird be
friſt et erteilt, und zwar in der Regel bis auf die Dauer von 5 Jah-
ren. Die Polizeiverwaltung kann eine längere Benutzungsdouer zu
laſſen, wenn die Räume in der Hauptſache nur gegen die Vorſchriften
über die Wohndichtigkeit (Geſchoßzahl, Umfang des Dachousbaues in
den einzelnen Bauklaſſen, Hinterhausverbot) verſtoßen, im übrigen
aber hinſichtlich der Höhe, Lüftung, Beleuchtung, Feuerſicherheit, Zu
gänglichkeit, Abgeſchloſſenheit, Schutz gegen Feuchtigkeit im weſentlichen
der Baupolizei-Ordnung entſprechen und wenn der Bauherr nach-
woiſt, die Herrichtungskoſten einſchließlich Unterhaltungs- und Be
wirtſchaftungskoſten ſo hohe ſind, daß ſie innerhalb von 5 Jahren durch
Mietseinnahmen und Gewährung von Zuſchüſſen aus öffentlichen Mit-
teln nicht getilgt werden können.

Mit Ablauf der Genehmigungsfriſt nd die Räume, ſo
weit ſie den dann gültigen Beſtimmungen der Baupolizeiordnung wider
ſprechen, wieder zu räumen und her Benutzung zu ſtellen.

bau

Diefe Polizeiordnung tritt mit dem Tage ihrer amtlichen Bekannk-
machung in Kraft.

Halle, den 15. November 1918. Die m irre
ive.

Lehte Lokal- und Provinznachrichten.
Halle, 21. November 1018.

Warnung Jn den letzten Tagen iſt es wiederholt vorge
kommen, daß Militär und Zivilperſonen, welche bei Plünderungen
uſw. betroffen wurden, ſich den betreffenden Sicherheitsorganen
zur Wehr ſetzten. Wir warnen nochmals davor und haben die
Poſten angewieſen, in ſolchen Fällen rückſichtslos von ihrer Waffe

Gebrauch zu machen. Der -Soldatenrat Halle g. S.
Warnung. Jn geradezu unverantwortlicher Weiſe treiben

gewiſſe lichtſcheue Elemente ihr Unweſen. So wurde berichtek,
daß von einem Soldaten im Verein mit Zivilperſonen Erpreſ-
fungen verſucht wurden. Bürger, ſeid auf der Hut! Die Ver
trauensleute der Regimenter tragen am linken Unterarm eine
von den betreffenden Kommiſſionen geſtempelte ſchwarzrot goldene
VBinde, Die Sicherheitsorgane weiſen ſich beſonders aus.

Der Soldatenrat Halle a. S.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Sonderverteilung in der fleiſchloſen Woche. Freitag, vor

mittags von 8--12 Uhr: Nr. 19 500--13 501, nachmittags von28 Uhr 13 500-—8 001 der Lebensmittelſcheine in der

Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf. Die Eier
ſind nicht zum Kochen in der Schale. Rachlieferung für
dieſe Sondeverteilung findet nicht ſtatt.

Kinderſett reitag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 53501bis u nedhmittags von 2—6 Uhr: Nr. 54 001--54 500

der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. in
der Talamtſchule. Gefüße ſind mitzubringen

Gr n. Von Freitag ab auf Marke 248 des Warenbezugs-ſhednes 18 für jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 44 Pf.

pro Pfund. wel beQuark. itag auf Abſchnitt 4 des Einkaufsſcheins rWer n den folgenden Stellen: Ku
Körnerſtraße 31, Schwenke, Beeſenerſtraße 68, Meinha
Große Brunnenſtraße 36. Zugelaſſen ſind nur diejeni
we bei den Vorgenannten zur Kundenliſte angemn
ſind. Jede Perſon Pfd. für 55 Pfennig. t



Besonnenheit?
Der Bund der Republikaner ist gegründet. Seine ersten Erfolge übersteigen alle Erwartungen.

Wer sozial denkt, aber den Terror haßt muß ihm
beitreten.

Die Stunde fordert stählerne Entschlossenheit. e m e
9 Es gilt, die Werte der Republik zu wahren.

Es gilt, die Erfolge jeder schaffenden Arbeit zu sichern.

Es gilt, jedem Stande sein Recht werden zu lassen.
Schart euch um die Fahne unseres Bundes.

Angesichts des Haders der Parteien findet ihr
nur bei uns:Seyechligheit kreiſelt Besonnennelt

Hinein in unseren Bund!

Bund der Republikaner.

Bekanntmachung.

zugeführt.
8 Dieſe Gerichte ſind befugt, außer den wegen Plünderns und Raubens geſetz

lich vorgeſehenen Strafen auch die Todesſtrafe zu verhängen.
Halle, 21. November 1918.

Jede Perfon, die beim Plündern und Rauben betroffen wird, wird ſofort ver
haftet und dem zuſtändigen Zivil- oder Militärgericht zur alsbaldigen Aburteilung

Der Arbeiter und Soldatenrat der Stadt Halle.

wir ſuchen öringenö [1604

Keparaturſchloſſer
und Arbeiter
bei hohem Lohn. Meldungen an

Elektrowerk Aktiengeſellſchaft.
Betriebsleitung Zſchornewitz, Kreis Bitterfeld.

Rur kurzes Gaſtpiel!

zirkus Althoff
im Saal 2 V Wkatergarten c

Magdeburger Straße
Donnerstag, den 21. November, abends 8 Uhr

Große Sport- Vorſtellung
Freitag, den 22. Rovember, abends 8 Uhr

Elite- Vorſtellung

Preiswerte

Mützen
r r

[1471

in groser Auswahl

S II30 u u. 30 hausn Max Schulze, H. l K An
Große Steinſtraße 12.

Die Zirkuskaſſe iſt täglich bei einer Vorſtellung von
vormittags 11--1 Uhr und abends ad 6 Uhr, bei

Leipziger Str. 87

Er n von neue 11 1 Uhrit: unterbrochenHochachtend H. Bireusr u. Eigentümer. Arbeiter,
I avenniert die Veltettlae!

denn
reitag, 22. NovemberAnfang 7.0 Uhr. Ende 10 Ude

Stradella.Oper von Flotow.
Sonnabend Freiſchütz.

Wir suchen sofort:
tüchtige Elektromonteure
für Hochspannungsbetrieb

kreileitungsmonteure

bei gutem Lohn. Bewerbungen mit Zeugnisabschriften

oder mündlich bei der [1713
Betiohslgitung es Kralbwerkes Lschorneuit

ha hen
basispiel ter Slaſſneter Persecak

Sonntag, 24. November
abends 7 UhrHeimat. urtt

Schauſpiel von Sudermann.

Schöner Pelz,paſſ. für Straßendahnführer
od. Kutſch., bill. z. verk. Zu erfr.
bei Kamer, Schleiferweg

Schuhe
werden mit Le
und Leberriemen dejohlt

und repariert. u
Hoffmnanun, Schützenſtr. 20.

ohksahoade m feige n

3. Volksabend [1707
P 722 den 21. Novbr. abends Sirin den ThallasKlen, eingeleitet durch einen

l Tüchtige
Schachtmeiſter

mit größeren Kolonnen
für Kriegs- und Volkswirt-

schaftliche Baustelien
zum sofortigen Antritt gesucht.

Walter Weissig, en. Zeltz.

Vortrag von Herrn Prof. Dr. Waentig über:

der Sozialismus
inVergangenheit und 2ukunlt

Der Zutritt ist für jedermann frei.

Zur Erinnerung
an den Reichstags AbgeordnetenRichard Woll, ne Dr. Ludw. Fran

Halle a. S. Fernspr. i1i3 Vierfarbendruck- Porträt 292 32 cm
empfiehlt zur billigsten Lieferung groß auf Ki ier, so I

Sinmacheföpfe, Pößeſfässer der Vorrat reicht, per Stück 1.50von 5-80 L. Inhalt, 1625 gegen Voreinsendung. Nachnahme
Futtertröge re exen, 30 Pf. mehr.remer e v a e en Lieferung aller Geor 7 Aenge, ge, lin S 59
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zum letzten Augenblick geleiſtet habt.

Nr. 270.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Donnerstag den 21. November I5TS. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 21. November 1918.

Heimkehrende Kameraden.
Kameraden, nicht ſo, wie man es ſich früher ausmalte,

werdet ihr in der Heimat empfangen. Kein brauſender Jubel,
keine ſchmetternden/ Fanfaren klingen euch entgegen, die
Fahnen flattern nicht luſtig vor euch her, nichts ſieht man von
Blumen und Kränzen. Still und ruhig zieht ihr in die Stadt
ein, nachdem ihr Heldentaten ohnegleichen hinter euch habt.
Doch wird man bis in die fernſten Zeiten noch ſingen und
ſagen von den Taten, die ihr treu eurer Pflicht bewußt bis

Die Heimat bietet Euch ein andres Bild als ſonſt. Ueber
all haben ſich Arbeiter- und Soldatenräte gebildet, deren
heiligſte Pflicht es iſt, das zu ſchützen, was ihr bei eurem Aus-
zuge zurückließt: Haus und Hof, Weib und Kind. Dafür er
halten wir Ruhe und Sicherheit aufrecht.

Doch war dies nicht unſere vornehmſte Aufgabe. Unge-
heure Arbeit liegt hinter uns: Wir haben die Heimat von
einer Kaſte befreit, die uns jahrelang tyranniſiert und in
Knechtſchaft gehalten hat. Der Freiheit und dem Recht haben
wir zum Siege verholfen. An jedem einzelnen liegt es nun,
daß uns das Errungene erhalten bleibt.

Dieſes hohe Ziel und erſtrebenswerte Jdeal muß uns alle
durchdringen und wird uns auch die Kraft geben, uns über
die kommende Zeit hinwegzuhelfen.

Der Soldatenrat Halle.

Begrüßung zurückkehrender Truppen. Ein Delegierter des hieſi
gen Soldatenrates, Kamerad Stuß, begrüßte das am Sonntag nach-
mittag hier eingetroffene 3. Bataillon des Referve-Regiments Nr. 36
mit ſolgender Anſprache: „Kameraden: Als Delegierter des Sol
datenrates Halle heiße ich Euch in Eurer Garniſonſtadt hetzlich will-
kommen. Alte Zeiten haben ſich geändert. Es iſt nicht der Empfang,
wie wir uns ihn ausmalten, als wir vor 4 Jahren ins Feld rückten!
Kein klingendes Spiel, keine wehenden Fahnen begleiten Euch auf
Eurem Marſch. Nicht Eure Schuld iſt es, daß es ſo kam. Wir, die
wir ſelbſt 4 Jahre an der Front mit in der vorderſten Linie ſtanden,
wiſſen alle, was uns bedrückt. Es gilt das Wohl aller, das große Ziel
der Menſchheit, nichts zu zerſtören, was fleißige Kräfte in raſtloſer Ar
beit im Laufe der Jahre ſchufen. Es gilt, den morſchen Staatsbau
wieder aufzurichten. Dazu brauchen wir die Mithilfe aller. Es iſt
nicht wahr, daß Eure Heimat zerſtört iſt. Alles findet Jhr wieder, wie
Ihr es verlaſſen habt. Wir waren uns wohl bewußt, daß Jhr Kame-
raden an der Front Rechenſchaft über unſer Tun und Treiben

rdern würdet. Jch kann Euch die Verſicherung geben, daß wir iment aller ndelt haben. Nun kommt Jhr bald wieder in Euer
dürgerliches Leben zurück. Manchen der Unſeren findet Jhr nicht mehr.
Eure Pflicht und Schuldigkeit iſt es, daß Jhr Ruhe und Ordnung be
wahrt, dann nur ſind wir ieſſtande, unſer Jdeal, welches uns in den
Nächten in vorderſter Linie vorſchwebte, zu verwirklichen. Laſſen wir
Altes hinter uns und ſehen mit frohem Mut der Zukunft entgegen.
Nun, Kameraden, legt Eure Waffen ab, und ſeid den Kameraden,
welche für Euch ſorgten, behilflich, das große Ziel der Menſchheit zu
verwirklichen.

Erhöhung der Mehlralion. In Verfolg der Erklärung des Kriegs
ernährungsamts vom 7. November 1918 gibt die Reichsgetreideſtelle
bekannt, daß vom 1. Dezember d. J. an die tägliche Mehlration all
gemein um 40 Gramm erhöht wird. Den Schwer und Schwerſtarbei-
tern wird dieſe Erhöhung auf ihre Zulagen angerechnet. Die erhebliche
Verbeſſerung auch für ſie liegt in der Erhöhung der Broimenge für
ihre Familienmitglieder.

Fortfall der fleiſchloſen Wochen. Für die am 18 November be
ginnende Woche kann die Aufbringung und Heranſchaffung von Vieh
und Fleiſch aus techniſchen Gründen nicht mehr in die Wege geleitet

Zwiſchen Himmel und Srde.
52 Roman von Otto Ludwig.

Stellte er einen Fremden dem Sohne zum Beobachter;
war er der Treue des Fremden gewiß? Und wenn er das
ſein konnte; ſtellte er nicht ſelbſt dann erſt ſeine Hilfloſigkeit
ins Licht, daß die ganze Stadt erfuhr, er war ein blinder
Mann, der nichts mehr war und nichts mehr konnte, und
mit dem man ſpielte, wie man wollte? Es blieb ihm kein
Mittel, auch nur den Schein des Regiments beizubehalten,
als ſeine diplomatiſche Kunſt. Mit grimmvoller Stimme gab
er nun Befehle, die eigentlich unnötig waren, weil ſie Dinge
betrafen, die ſich von ſelbſt verſtanden, und ohne Befehl ge
tan worden wären. Bei neuen Arbeiten, die erſt in Gang
gebracht werden mußten, mißbilligte er mit Zorn die Vor-
ſchläge Apollonius'; und der Befehl, den er endlich gab, lief
doch in der Hauptſache auf die Annahme des Vorſchlages
hinaus, der Apollonius als der zweckmäßigſte erſchienen war.
Hintennach ſtellte er ſich bei ſich ſelber nach Möglichkeit wieder
her; er fand etwas aus, das er für klüger hielt, als den Vor
ſchlag Apollonius'; war er überzeugt, daß, wenn er nur
ſein Geſicht noch hätte, alles doch noch ganz anders gehen
würde, dann konnte er ſich der Freude und dem Stolz über
die Tüchtigkeit des Sohnes ungehindert hingeben, bis er wie
derum in die zornige Notwendigkeit verſetzt wurde, ſeine
diplomatiſche Kunſt anzuwenden. Apollonius ahnte ſo wenig
von dem Zwang, den er, ohne zu wollen dem alten Herrn
auflegte, als von deſſen Stolz auf ihn. Jhn freute es, daß
er dem Vater von den Geſchäften nichts mehr verheimlichen
mußte und daß ſein Gehorſam der Erfüllung ſeines Wortes
nicht im Wege ſtand. Auch von dieſer Seite her wurde der
Himmel über dem Hauſe mit den grünen Läden immkr blauer.
Aber der Geiſt des Hauſes ſchlich noch immer händeringend
darin umher. So oft es Zwei ſchlug in der Nacht, ſtand er
auf der Emporlaube an der Tür von Apollonius Stübchen
und hob die bleichen Arme wie flehend gegen den Himmel

empor.
19.

ollonius hielt ſich, war er daheim noch immer zurückgehor ch auf ſeinem Stübchen. Der alte Valentin brachte ihm

das Eſſen wie ſonſt dahin. Es konnte das nicht Wunder
nehmen. Das Geſchäft hatte ſich unter ſeiner fleißigen Hand

werden. Es muß daher dabei verbleiben, daß die Woche vom 18. bis
24 November fleiſchlos iſt. Es wird aber dieſe Woche die letzte
e Woche ſein Die für Dezember 1918 und Januar 1919 in

usſicht genommenen fleiſchloſen Wochen werden in Wegfall kommen,
da zu erwarten iſt, daß durch die bevorſtehende Demobilmachung die
nötigen Fleiſchmengen für die verſorgungsberechtigte Zivilbevölkerung
frei werden.

Grudebezugsſcheine. 1. Jn der Zeit vom 25. November bis
7. Dezember d. J. werden in den zuſtändigen Markenausgabeſtellen an
dem für die Ausgabe der Brotmarken feſtgeſetzten Tage neue Grude-
bezugsſcheine ausgegeben. 2. Der Stamm mittlerer Teil) des Grude-
bezugs cheines Nr. 8 gilt als Ausweis zur Empfangnahme des Bezugs-
ſcheines Nr. 9. Der Lobensmitelſchein iſt gleichfalls vorzulegen. 3. Für
die Zeit vom 2. Dezember bis 29. Dezember d. J. gelten vom Bezugs-
hein Nr. 9 die Abſchnitte Nr. 1--8. Die Abſchnitte vom Bezugsſchein

r. 8 verlieren mit dem 1. Dezember ihre Gültigkeit. 4. Die Händler
ſind verpflichtet, an jedem Montag die Abſchnitte, auf welche in der
vorhergehenden Woche Grudekoks geliefert worden iſt, an die Orts-
kohlenſtelle abzugeben. 5. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehen
den Beſtimmungen unterliegen den in der Bekanntmachung vom
12. April 1918 enthaltenen Strafbeſtimmungen.

Volksabende mit freier Ausſprache. An dem 3. der von einigen
Univerſitätsprofeſſoren in Verbindung mit Vertretern anderer Berufs
kreiſe eingeführten Volksabende mit freier Ausſprache wird Herr Pro-
feſſor Dr. Waentig die wichtigſte Frage unſeres modernen politiſchen
Lebens „Der Sozialismus in Vergangenheit und Zukunft“ zor Erörte-
rung ſtellen. Der Zutritt zu dieſem Abend, der am Donnerstag, dem
21. November, 834 Uhr, in den Thaliaſälen ſtattfindet, iſt wie immer
für jedermann vollſtändig frei.

Circus Althoff iſt mit ſeinem Unternehmen nun in Halle ein-
und beginnt ſeine Gaſtſpiele am Donnerstag abend mit einer

roßen Sport- Vorſtellung. Jede Vorſtellung bringt 30 erſtkla ſige
Attraktionen, und der vorzügliche Ruf, der dem Althoffſchen Unterneh
Erſot von anderen Plätzen vorauseilt, verbürgt auch hier wieder große
Erfolge.

Gefunden. In der Zeit vom 1. bis 31. Oktober 1918 ſind die
nachſtehend aufgeführten Gegenſtände in den Wagen der ſtädtiſchen
Straßenbahn gefunden worden: 20 Regenſchirme, 1 Schaffnerlampe,
1 ſchwarzes Tuch, 1 Brotbeutel, 1 Pappſchachtel mit Gläſern, 1 Taſche,
verſchiedene Schlüſſel, 1 Paket mit Leinen, 1 Ruckſack, 1 Badehoſe,
Noten von Schumann, 5 HerrenGehſtöcke, 5 Geldbörſen, 1 Soldaten
mütze, 5 Paar Handſchuhe, 1 Ausweis für Aerzte, 1 Pappſchachtel, ent
haltend Mütze und Strümpfe, 1 blaue Mütze, 1 Peitſche, 1 Kaffeetopf,
1 wollenes Tuch, 1 Klemmer, 1 Klemmer mit Futteral, 1 Paket, ent-
haltend Schürze, 1 Bügeleiſen, 1 Trauring, 1 Hörrohr für Aerzte.

igentumsanſprüche können bei unſerer Fund'achenaufbewahrunggsſtelle
Berliner Straße 1, bis Ende Jnuar 1919 geltend gemacht werden. Nach
Ablauf dieſer Friſt werden die Fundſtücke an die Altkleiderverwertungs-
ſtelle der Stadt Halle verkauft.

Flammenzeichen!
Von einem Abonnenten erhalten wir folgendes Gedicht:

Mein teures Volk, prüf' deine Eiſenglieder,
Es geht um Zukunft, Freiheit, Recht und Glück.
Reiß alle Schranken, die dich hemmten, nieder,
Mit eignen Händen forme dein Geſchick!

Jetzt gilte, in Einigkeit das Recht zu gründen,
Das keine knechtſchen Untertanen kennt.
Sei frei, doch treu! ſo wird Erfüllung finden,
Die Sehnſucht, die im Volkesherzen brennt.

Es iſt dein Recht, nach deinem Ziel zu greifen,
Du haſt es ja mit deinem Blut bezahlt.
Und wenn der Freibeit goldne Früchte reifen,
Und wenn des Glückes Sonne wieder ſtrahtt.

So haſt du nicht umſonſt ſo heiß geſtritten,
Haſt nicht vergeudet deiner Söhne Kraft;
Das, was du heldenkaft und ſtumm erlitten,
Das hat den heil'gen Volksſtaat dir geſchafft.

Drum zaudre nicht, zerreiß der Blender Schleier,
Vertrauend deiner Führer Hand ergreif,
Und halte eine wahre Friedensfeier,
Wohlan es gilt, mein Volk, die Saat iſt reif! O. B.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, „Die verſunkene Glocke“,

Freitag zum erſtenmal „Stradella“, Sonnabend „Der Freiſchütz“.
Sonntag, den 24. (Totenſonntag) findet eine Aufführung von
Richard Wagners „Lohengrin“ ſtatt; der Beginn dieſer Aufführung
iſt auf 6 Uhr angeſetzt.

Halleſche Kriegsverluſte.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1289: Auguſtin, Paul, bisher

vermißt, laut privaten Mitteilungen in Gefangenſchaft. Anger-
mann, Oskar, leicht verwundet. Bauer, Max, vermißt. Bernſtein,
Kurt, vermißt. Böhme, Otto, leicht verwundet. Boltze, Otto, Unter
offizier, vermißt. Bräutigam, Waldimar, Unteroffizier, vermißt.
Brockhauſen, Otto, Gefreiter, vermißt. Döpelheuer, Max, vermißt.
Friedrich. Richard, leicht verwundet. Götze, Kurt, vermißt. Hampe,
Erich, vermißt. Harre, Erich, Gefreiter, leicht verwundet. Harre,
Franz, vermißt. Heine, Karl, vermißt. Hellmich, Alfred, vermißt.
Herſchel, Kurt, vermißt. Holzhauſen, Heinrich, vermißt. Horſt,
Richard, Gefreiter, vermißt. Knorre, Franz, vermißt. Krickſtädt,
Karl, vermißt. Lößer, Ulrich, Vizefeldwebel, leicht verwundet bei
der Truppe. Luleich, Erwin, Gefreiter, vermißt. Marahrens, Her-
mann, geſtorben infolge Krankheit. Meißner, Willy, Gefreiter, leicht
verwundet. Müller II, Alfred, vermißt. Noack, Ernſt, leicht ver
wundet bei der Truppe. Pfeiffer, Willy, vermißt. Plötz, Karl,
Leutnant d. Reſ., leicht verletzt. Raſpe, Konrad, vermißt. Roſche,
Walter, vermißt. Schlegel, Willy, vermißt. Schmidt, Alfred, ver-
mißt. Schmidt, Guſtav, vermißt. Schmidt, Hans, ſchwer verwundet.
Schmidt, Paul, vermißt. Schüler, Reinhold, vermißt. Schulz,
Erich, Unteroffizier, vermißt. Schulze, Willy, Unteroffizier, ver
mißt. Seibicke, Guſtav, Krankenträger, vermißt. Tauſch, Karl,
Sergeant, ſchwer verwundet. Teute, Fritz, Vizefeldwebel, durch Un
fall leicht verletzt. Ulbrich, Friedrich, leicht verwundet. Vollhardt,
Hans, leicht verwundet. Wähner, Hans, Vigzefeldwebel, ſchwer ver-
wundet. Waldheim, Karl, Sergeant, vermißt.

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im Bezirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Jntereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge
winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 42/44.

Merſeburg. Volksverſommlung. Sonntag, 17. Novem-

der Arbeiter und Soldatenrat Bericht über ſeine Tätigkeit gab.
Genoſſe Thieme wies bei Eingang ſeiner Rede auf die Schwierig-
keiten hin, mit welchen der Arbeiter- und Soldatenrat zu kämpfen
hat. Genoſſe Lan ger gab einen ausführlichen Bericht über die
Tätigkeit des A.- und S.-Rates und betonte, daß nur durch gemein
ſames Hand-in-Hand- arbeiten die Ziele der neuen Volksregierung
zur Ausführung kommen könnten. Die Beamtenräte, welche ſich
in letzter Zeit gebildet haben, iſt nur eine Abſonderung. Wollen
letztere mitarbeiten, ſo ſind dieſe ſehr willkommen, müſſen ſich je-

werfen. Sollte ſich eine Gegenſtrömung bemerkbar machen, lehnt
der A.- und S.-Rat jede Verantwortung ab; bisher iſt Ruhe und
Ordnung geſchaffen worden, bei Gegenmaßnahmen müſſen dieſe
auf das ſchwerſte gefährdet werden. Weiter erklärte der Redner,
daß durch Eingreifen des A.- und S.-Rates 20 000 Zentner Kar-
toffeln beſchlagnahmt worden ſind, welche zur Verarbeitung von
Spiritus beſtimmt waren. Erſtere kommen nun der Ernährung
der Merſeburger Bevölkerung zugute. Genoſſe Thieme wies auch
auf die finanzielle Sache der neuen Organiſation. Die hieſige Re
gierung hat auf eine falſche Auslegung hin keine Mittel bewilligt,

geſchrieben ſein. Der Poſtbote brachte ganze Stöße von
Vriefen in das Haus. Dazu hatte Apollonius in der letzten
Zeit das vorteilhafte Anerbieten des Beſitzers angenommen
und die Schiefergrube gepachtet. Er verſtand von Köln her
den Betrieb des Schieferbaues und hatte ſich einen frühern
Bekannten von daher verſchrieben, den er des Faches kundig
und im Leben zuverläſſig wußte. Seine Wahl erwies ſich
geraten; der Mann war tätig; aber Apollonius erhielt trotz-
dem durch die Pachtung einen bedeutenden Zuwachs von Ar-
beit. Der alte Bauherr ſah ihn zuweilen bedenklich an und
meinte, Apollonius habe ſeinen Kräften doch zuviel vertraut.
Der jungen Witib fiel es nicht auf, daß Apollonius nur
wenig in die Wohnſtube am. Die Kinder, die er öfter
zu ſich rufen und kleine Dienſte verrichten ließ, wobei ſie
lernen konnten, unterhielten den Verkehr. Und ſie konnten
bezeugen, daß Apollonius keine Zeit übrig hatte. Sie ſelber
war deſto öfter auf ſeiner Stube: doch nur, wenn er nicht da
heim war. Sie ſchmückte Türen und Wände mit allem,
was ſie hatte- und wovon ſie wußte, daß er es liebte, und
hielt ſich ganze Stunden lang arbeitend da auf. Aber auch
ſie bemerkte die Bläſſe ſeines Angeſichts, die jedesmal größer
geworden ſchien, ſeit ſie ihn nicht geſehen. Wie ſie nun ganz
ſein Spiegel geworden war, ſpiegelte ſie auch dieſe Bläſſe
zurück. Sie hätte ihn gern erheitert, aber ſie ſuchte ſeine Nähe
nicht; ihr ſchien, als ob ihre Nähe das Entgegengeſetzte wirke,
was ſie zu wirken wünſchte. Er war immer freundlich und
voll ritterlicher Achtung gegen ſie. Das beruhigte ſie wenig-
ſtens über die Furcht, die ihr bei ſeinem Sichzurückziehen am
nächſten lag. Wie ſie alle Tugenden, die ſie kannte, in ihn
hineingeſtellt wie in einen Heiligenſchrein, hatte ſie die Wahr-
haftigkeit, die ihr die erſte von allen war, nicht vergeſſen.
Und ſo wußte ſie, er zwang ſich nicht, ihr Achtung zu zeigen,
wenn er ſie nicht empfand. Er ſcherzte ſelbſt zuweilen, be-
ſonders wenn er ihren Blick ängſtlich auf ſeinem immer
bleichern Geſicht haften ſah; aber ſie merkte, daß trotzdem ihre
Geſellſchaft ihn nicht heiterer, nicht geſunder machte. Sie
hätte ihn gern gefragt, was ihm fehle. Wenn er vor ihr
ſtand, wagte ſie es nicht; wenn ſie allein war, dann fragte
ſie ihn. Ganze Nächte ſann ſie auf Worte, b das Ge
ſtändnis abzulocken, und ſprach mit ihm. Gewiß! hätte er ſie
weinen gehört, gehört, wie immer ſüßer und inniger ſie
ſchmeichelte und bat, die ſüßen Namen gehört, die ſie gab, er
hätte ſagen müſſen, was ihm fehlte. Jhr ganzes Leben war

und flüchtete ihr Erröten vor ſich ſelbſt und der lauſchenden
Nacht tief unter ihre Decke.

Dem alten braven Bauherrn vertraute ſie ihre Sorge
an. „Jſts ein Wunder,“ ſagte er eifrig; „wenn einer andert
halb Jahre lang den Tag ſich über Gebühr anſtrengt und die
Nacht bei Büchern und Briefen aufſitzt? Dazu die immer
ſteigende Sorge durch den Gott verzeihs ihm, er iſt tot.
und von Toten ſoll man nichts Böſes reden durch den
Bruder; am Ende noch der Schreck, der mich drei Tage krank
gemacht hat, über den und wenn ſeine Witwe dabei iſt

ich hab ihn nie beſonders leiden können, und zuletzt am
wenigſten. So iſt die Jugend. Jch hab ihn hundertmal ge-
warnt, den braven Jungen. Und nun noch den vermaledeiten
Schieferbruch! Ei was Gewiſſenhaftigkeit! Das iſt keine, die
nicht an die Geſundheit denkt!“ Der alte Bauherr hielt
der jungen Witib eine ganze lange Strafpredigt, die einem
galt, der ſie nicht hörte. Dann kamen ſie überein, Apollo-
nius müſſe einen Doktor annehmen, wolle er oder nicht; und
der Bauherr ging auf der Stelle zu dem beſten Arzte der
Stadt. Der Arzt verſprach ſein Möglichſtes zu tun. Er
beſuchte auch Apollonius, und dieſer ließ ſich des Arztes
Bemühungen gefallen, weil die es wünſchten, die er liebte.
Der Arzt fühlte den Puls, kam wieder und wieder, ver
ſchrieb und verſchrieb; Apollcnius wurde nur noch bleicher
und trüber. Endlich erklärte der tüchtige Mann, hier ſei
ein Uebel, gegen welches alle Kunſt zu kurz falle; ſo tief
hinein, als wo dieſe Krankheit ſitze, wirke keins von ſeinen
Mitteln.

Apollonius hatte deshalb den Arzt ſich verbeten. Er hatte
wohl gewußt: für ſeine Krankheit gab es keinen Arzt. Wo der
Bauherr die Urſache davon ſuchte, lag ſie nur zum Teile.
Die Ueberanſtrengung hatte bloß den Boden für die Schma-
rotzerpflanze beſtellt, die an Apollonius' innerm Lebensmark
zehrte. Jn Gemütsbewegungen lag der Keim, aber nicht in
denen, die der Bauherr wußte. Nicht in dem Schrecken über
des Bruders Unglück, ſondern in dem Zuſtande, worin der
Schreck ihn traf. Die erſten Zeichen der Krankheit ſchienen
körperlicher Natur. Jn dem Augenblick, wo der Bruder neben
ihm vorbei in den Tod ſtürzte, hatten die Glocken unter ihnen
Zwei geſchlogen. Von da an erſchreckte ihn jeder Glockenton.
Was ihm ſchwerere Beſorgnis erregte, war ein Anfall von
Schwindel. Aller Schrecken jenes Tages hatte ihm die Un-
ruhe nicht verdanken fönnen, die ihn nicht losließ, wenn er

dann auf dem Wege zwiſchen Herz und Mund; trat es ihr
vergrößert: es wollte gegen früher mehr als doppelt ſo viel einmal ins Obr, börte ſie. was ſie ſprach, dann errötete ſie

eine Ungenauigkeit an einer Arbeit gefunden, bis ſie beſeitigt

war. (Fortſetzung folgt.

ber fand in der Funkenburg eine Volksverſammlung ſtatt, in welcher

doch in jedem Falle den Ordnungen des A.- und S. Rates unter
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der Magiſtrat will erſt durch den Jnſtanzenweg die Stadtverordne
ten hören. Unkoſten entſtehen jeden Tag, ſo z an die Opfer-
willigkeit der Anweſenden appelliert werden muß. Ein Antrag
Koenen, der beſagt, daß unverzüglich die neue Regierung erſucht
werden ſoll, Mittel für die A.- und S.-Räte zu ſtellen, wurde ein
ſtimmig angenommen. Die Mitglieder der Arbeiter- und Soldaten
räte wurden dann ebenfalls einſtimmig beſtätigt. Das Bureau
des Arbeiter und Soldatenrates befindet ſich im Gaſt
haus „Zum alten Deſſauer“, Fernruf 345.

Weißenfels. Seideinig, einig, einig! So überſchreibt
cin älteres Parteimitglied ſein nachfolgendes Eingeſandt: Dieſe
Worte möchte ich ſowohl der Mehrheitspartei als auch den Unab-
hängigen in Würdigung des Erreichten dringend ans Herz legen.
Es iſt viel, ſehr viel und verhältnismäßig leicht erreicht worden,
ſtellt doch die Meinungsverſchiedenheiten darüber, was noch er
reicht werden muß bis zu gelegener Zeit beiſeite und befeſtigt vor-
erſt die überwältigenden Erfolge, auf welchen doch bei einiger-
maßen gutem Willen und geſchloſſener Einigkeit ſpäter weiter ge-
baut werden kann und muß, auf einen Hieb fällt man keinen Baum
und der Wege nach Rom ſind gar ſo viele. Jn erſter Linie braucht
das deutſche Volk Ordnung und Ruhe, ſowie unbedingte Sicher-
ſtellung ſeiner Ernährung, und ſollte es jeder Berufene, welcher
Parteirichtung er auch angehören mag, für ſeine vornehmſte Pflicht
halten, ſein Teil dazu beizutragen, daß das deutſche Voltkt ſich in
Ruhe in die beſtehenden neuen Verhältniſſe einleben kann, was
ihm aber durch gehäſſiges Parteigezänk gerade der beiden Bruder-
varteien unnötig erſchwert oder gar ganz unmöglich gemacht wird.
Seid doch vorläufig mit dem Erreichten zufrieden und macht Euch
die Palme des Erfolges nicht ſtreitig, ſie gebührt den beiden Par-
teien unzweifelhaft zu gleichen Teilen, denn es iſt nicht die Frucht
weniger Monate, ſondern jahrzehntelanger ſchwerer Zuſammen-
arbeit. Denkt daran, daß auch die früheren Herrſchenden bei recht-
zeitiger Mäßigung auch heute noch nicht hätten Platz machen müſſen

und nur die ausſchweifenden, bis auf des Meſſers Schneide ge
triebene Begehrlichkeit und Eroberungsſucht hat ſie in den Abgrund
geſtürzt und es iſt gut ſo. Hütet euch aber, daß ibr nicht in den
gleichen Fehler verfallt und es euch ähnlich ergeht, glaubt doch,
daß die Reaktion im Hinterhalt nur darauf wartet, daß ihr euch
ſelbſt zerfleiſcht, um ſich im gegebenen Moment als Retterin des
Vaterlandes uſw. aufſpielen zu können. Wenn es heute dem und
jenen nicht ganz nach dem Kopfe geht, nun ſo wird ſich ja mit der
zeit noch vieles abſchleifen laſſen und es wird hier und dort noch
vieles zu ändern und zu beſſern bleiben. Das iſt aber alles viel
leichter, wenn die beiden Parteien Selbſtüberwindung genug be-
ſitzen, um Hand in Hand zum Wohle des Ganzen zu arbeiten, ſtatt
ſich in gehäſſiger und herabwürdigender Weiſe bis aufs Meſſer zu
bekämpfen. Jhr tragt damit nur Verwirrung in das Volk und die
Reaktion erntet die Früchte. Deshalb ſeid einig, einig, einig! R.

Freyburg a. U. Zugzuſammenſtoß. Jn der Nacht vom
Sonnabend zum Sonntag ſtießen auf der Bahnſtrecke Naumburg
Freyburg, unweit der Straßenüberführung der Roßbacher Straße
zwei Güterzüge zuſammen. Einer der Güterzüge hatte auf der
Strecke zu halten, da noch keine Einfahrt gegeben war. Ein anderer
Güterzug kam von Roßbach her angefahren und fuhr auf den
vorderen Güterzug auf. Es wurden zwei Loris zerſtört und ein
Perſonenwagen zum Teil zertrümmert. Ein Teil anderer Loris
war aus den Schienen gehoben, zwei andere hatten ſich im ſpitzen

Winkel nach oben ineinandergeſchoben. Von der Brücke des Waſſer-
durchlaſſes im Bahndamme waren große Sandſteinblöcke herabge-
ſchleudert worden, und teilweiſe lag auch das Holzwerk von den zer-
ſtörten Wagen auf der Wieſe am Bahndamm. Die Aufräumungs-
arbeiten nahmen den ganzen Sonntag in Anſpruch. Am Abend
war die Strecke wieder fahrbar. Der Verkehr auf der Strecke bis
Kleinjena war gänzlich geſperrt. Die Reiſenden, die das Unſtrut-
tal zum Ziele hatten, mußten daher von hier aus bis Kleinjena
laufen und auch die Rückkehrenden am Abend mußten mit ihren
Hamſterlaſten von dort aus zu Fuß nach dem hieſigen Bahnhof
wandern. Von Dienstag an wurde der Betrieb wieder voll aufge-
nommen.

Artern. Eingefügt. Nachdem die beiden Direktoren der
Kyffhäuſerhütte zu Artern die Bedingungen des Arbeiter und Sol
datenrates angenommen haben, wurde ihre Jnhaftierung aufge-
hoben.

Wittenberg. Bedauerlicher Vorfall. Bei dem Alarm
zur Verſtärkung des Gefangenlagers eilte eine Abteilung in der
Richtung auf Reinsdorf. An der Straße Wittenberg Dobien--
Reinsdorf ſtieß dieſe eine Patrouille mit einigen Perſonen zu-
ſammen, die man in der berrſchenden Dunkelheit nicht erkennen
konnte. Nach mehrfachem Anruf „Stehen bleiben“ gab ein Mann
in der Patrouille einen Schuß ab, der der Ehefrau Hirſchfeld die
linke Schulter durchſchoß und die Lunge verletzte. Sie wurde ſo-
fort im ſtädtiſchen Krankenhaus aufgenommen, wo ſie am Diens-
tag den Folgen der Verletzung erlag. Die Verſtorbene wird laut
W Beſchluß des Arbeiter und Soldatenrates mit mili-
täriſchen Ehren beerdigt.

Wittenberg. Diebſtähle. Eines recht groben Vertrauens-
bruches machte ſich am vergangenen Freitag nachmittag auf dem
Bahnhofe hier, ein Soldat dadurch ſchuldig, daß er dem Ende der
60er Jahre ſtehenden, aus dem Vaterländiſchen Hilfsdienſt aus
Rußland zurückkehrenden Kaufmann Duwert aus Halle um ſeine
geſamten Habſeligkeiten beſtahl. Beide waren gemeinſam von
Berlin kommend hier eingetroffen, und wurde der jüngere Soldat
von dem alten Herrn gebeten, ihm ſein Gepäck bergen zu helfen,
wozu ſich der Soldat ſofort bereit erklärte. Das Gedränge aber
benutzte er, um mit dem Gepäck, welches einen Wert von etwa
400 M. hatte, zu verſchwinden. Der Verluſt trifft D. um ſo
ſchwerer, da er alt iſt und ſich in nicht beſonders günſtigen Ver-
mögensverhältniſſen befindet. Ein weiterer Vertrauensbruch
wurde von einem Arbeiter gegen einen Kollegen verübt. Beide be-
fanden ſich von ihrkt Arbeitsſtätte auf der Heimfahrt, mußten aber
infolge der ſchlechten Zugverbindung in der Nacht zum Sonntag
hier übernachten Während einer der beiden nur ein kleines Hand
gepäck hatte, gab der andere ſicherheitshalber ſein Gepäck auf dem
Bahnhof in Verwahrung. Von ört aus ſuchten beide ein Gaſthaus
in der Stadt auf, um einige Slunden zu ruhen. Hier ſtahl der
Jüngere ſeinem Kollegen während des Schlafes die Taſchenuhr und
das Portemonnaie, enthaltend etwas Geld und den Gepäckſchein.
Mit dieſem begab ſich der Dieb zum Bahnhof und erhielt das Ge
päck. Da aber der Diebſtahl noch rechtzeitig bemerkt wurde, konnte
der Dieb, der bereits mit einer Fahrkarte nach Leipzig verſehen
war, angehalten, und ibm der Raub wieder abgenommen werden.

Gräfenhainichen. Ein Ueberfall wurde von zwei Elemen-
ten nachts auf Herrn Dr. Braun auf Strohwalde verübt. Herr
Braun wurde durch Meſſerſtiche arg zugerichtet.

Mansfeld. Eine ganze Ladung Steingut geſtoh-
len. Auf Bahnhof Mansfeld wurde vor kurzem eine Ladung
Steingut im Werte von über 3000 M. bis auf das letzte Stück ge
ſtohlen. Der verſchloſſene und plombierte Wagen wurde erbrochen.

Ahlsderf. Flieger-Abſtur z. Am Freitag gegen abend
kam hier ein öſterreichiſcher Flieger über unſeren Ort, der infolge
Benzinmangels gezwungen war, hier zu landen. Hierbei über
ſchlug ſich das Flugzeug und der Führer kam unter dasſelbe zu
li Hilfsbereite Leute leiſteten dem Beſinnungsloſen ſofgrtviſfe und ſchafften ihn nach dem Krankenhauſe in Ersleben. ie

veriautet, ſoll ſich der Zuſtand gebeſſert haben, ſo daß Lebensgefahr
nicht mehr beſteht.

m

Ein deutſcher Buchdruckerrat.
Das Tarifamt der Deutſchen Buchdrucker hät mit Zuſtimmung

des Tarjfausſchuſſes beſchloſſen, zur Regelung des Arbeitsverhält-
niſſes einen beſonderen Buchdruckerrat zu bilden, und zwar
aus 5 Prinzipalen, 5 Gehilfen und 1 Hilfsarbeiter aus den Mit
gliedern des Tarifamtes. Dem Buchdruckerrat gehören Berufsan
gehörige aus Bayern, Brandenburg, Rheinland, Weſtfalen, Schle
ſien, Thüringiſchen Staaten und Württemberg an. Seine Beſchlüſſe
haben für ſämtliche Berufsangehörige verbindliche Kraft. Für den
Uebergang zur Friedenswirtſchaft wurden u. a. folgende Beſchlüſſe

faßt, die vom Tarifamt ſofort in Kraft zu ſetzen
ind: WDie regelmäßige tägliche Arbeitszeit beträgt ausſchließlich der

Pauſen acht Stunden; möglichſte Einführung von Schichtwechſel;
Einſtellung regelmäßiger Ueberarbeit; Zurückziehen der Lehrlinge
aus der Nachtarbeit; die bisherige Entlohnung bleibt auch bei der
kürzeren Arbeitszeit beſtehen. Berechnende Handſetzer erhalten
bei täglich achtſtündiger, Arbeitszeit einen Aufſchlag von 10 Prozent
auf den Tauſendpreis, berechnende Maſchinenſetzer auf den Zehn
tauſendpreis.

Während der Kriegszeit eingeſtellte Erſatzkräfte ſind nach be-
endeter zweijähriger Tätigkeit im Berufe bei ausſchließlicher Be-
ſchäftigung mit Gehilfenarbeit wie die Gehilfen zu entlohnen. Ge-
lernte Gehilfen dürfen wegen Beſchäftigung eingeſtellter Erſatz
kräfte nicht arbeitslos bleiben. Auf Anweiſung des Tarifamtes hat
die Kündigung und Entlaſſung von Erſatzkräften zu erfolgen.

Von den militärfrei werdenden Gehilfen ſind in jeder Druckerei
in erſter Linie die früher beſchäftigten Gehilfen einzuſtellen. Die
Vermittlung von Kriegsbeſchädigten, ſoweit dieſelben noch im Be-
rufe tätig ſein können, erfolgt von jetzt ab ebenfalls durch unſere
Arbeitsnachweiſe.

Für alle in dieſen Beſchlüſſen nicht beſonders behandelten An
gelegenheiten aus dem Arbeitsverhältnis gelten die Vorſchriften des
deutſchen Buchdruckertarifs.

Gewerkſchaftliches.
Die Eiſenbahner auf en Wege zur Einheits-

organiſation.
Am 11. November fand im Reſtaurant „Zur Salzmeſte“ in Wah-

ren eine von zirka 80 Funktionären aller Eiſenbahner-Vereine und -Ver
bände befuchte Verſammlung der preußiſchen Eiſenbahner vom Bahn-
hof Wahren ſtatt. Kollege Roſe-Leipzig vom Deutſchen Eiſenbahner-
Verband gab in kurzen Umriſſen einen Ueberblick über die gegenwärtige
Lage. Nach einer kurzen ſachlichen Diskuſſion ſchritt man zur Wahl
von 5 Arbeiterräten für den Bahnhof Wahren. Ein hierauf vom Kol-
legen Jahr, Ladeſchaffner, geſtellter Antrag, baldmöglichſt eine allge
meine Eiſenbahner- Verſammlung der preußiſchen Eiſenbahner vom
Bahnhof Wahren ſtattfinden zu laſſen, fand einſtimmige Annahme. Die
Verſammlung ſollte vom Deutſchen Eiſenbahner-Verband einberufen
werden, um dort Stellung zu nehmen zur Verſchmelzung mit dem
ſelben. Dieſe Verſammlung fand am 14. November im Feſtſaale des
Lunaparkes in Wahren ſtatt und war von zirka 1200 Eiſenbahnern
aller Organiſationen und aller Dienſtgrade beſucht. Auch viel weib
liche Kollegen waren erſchienen. Kollege Roſe-Leipzig hatte das Refe
rat übernommen und führte den Anweſenden eingehend die Notwen-
digkeit der Einheitsorganiſation vor Augen. Er ſchilderte die Entſtehung
und Bedeutung der Gewerkſchaften im allgemeinen und die Eiſenbah
ner im beſonderen. Durch die politiſchen Umwälzungen iſt auch der
Eiſenbahner frei geworden und nichts ſteht ihm mehr im Wege, ſich
gewerkſchaftlich und politiſch zu betätigen. Soll letzteres zum Nutzen
der Eiſenbahner ausſchlagen, ſo iſt es vor allen Dingen notwendig, auf
zuräumen mit den Standesvereinen und kleinen Verbändchen, die gar
nicht in der Lage ſind, etwas für die Eiſenbahner zu tun und zu er-
reichen. An einigen kraſſen Beiſpielen zeigte er, in welcher Weiſe man
bis jetzt in dieſen „Auchorganiſationen“ gearbeitet hat. Beſonders
ſcharf ging er mit der Leitung des Allgemeinen Eiſenbahner- Verbandes
(früher Trierſcher Verband) ins Gericht. Hat ſich doch deſſen Leiter, der
Herr Jckler, nicht geſcheut, der neuen Regierung mit dem Streik „ſeiner“
Mitglieder zu drohen, weil dieſelben angeblich von Mitgliedern des
Deutſchen Eiſenbahner- Verbandes „terroriſiert“ würden. In Wirklich
keit liegen die Dinge ſo, daß Herr Jckler Angſt bekommen hat, ſeine
getreuen Schäflein könnten ihm davonlaufen. Wenn es die Eifenbahner
alſo ernſt meinen mit der Verbeſſerung ihrer Lage, dann gibt es nur
einen Weg, Anſchluß an den Deutſchen Eiſenbahner-Verband.

Die Diskuſſionsredner ſprachen ſich alle im Sinne der gemachten
Ausführungen aus. Nur ein Vertreter der Lokomotivführer verſuchte
eine Lanze für ſeinen Verband zu brechen, er mußte ſich aber von den
Verſammelten belehren laſſen, daß man ſich mit ſeinen Ausführungen
nicht einverſtanden erklärte. Auf Antrag der Verſammlung wurde eine
ſiebengliedrige Kommiſſion gewählt, welche gemeinſam mit der Ver
bandsleitung des Deutſchen Eiſenbahner- Verbandes die Vorarbeiten zur
Verſchmelzung der verſchiedenen Organiſationen übernehmen ſoll. Wie
uns ſoeben mitgeteilt wird, ſind derartige Beſtrebungen in faſt allen
größeren Städten in Preußen im Gange. Vor allen Dingen ſind es
die Kollegen des „Trierſchen Verbandes“, welche auf einen Zuſammen
ſchluß drängen. Jm Intereſſe der Eiſenbahner wünſchen wir, daß dieſe
Vereinigung recht bald kommen möge.

Die Angeſtellten GroßBerlins
hielten am Sonntag im Zirkus Buſch eine Riefenverſammlung ab, zu
der viele Erſchienene wegen Ueberfüllung keinen Zutritt erlangen
n ſo daß noch eine Parallelverſammlung im Freien veranſtaltet
wurde.

Die Verſammlungen beauftragten die gewerkſchaftlichen Angeſtell
tenverbände, folgende dringlichſte Forderungen ungeſäumt zur Durch-
ſetzung zu bringen:

I. Für die Uebergangszeit von der Kriegs zur Friedenswirtſchaft:

1. Recht auf Wiedereinſtellung der Kriegsteilnehmer.
2. Arbeitsbeſchaffung.
3. Oeffentlich rechtliche Arbeitsvermittlung auf paritätiſcher Grund

age.
4. Reichsgeſetzliche Arbeitsloſenunterſtützung.

5. Schutz vor Gehaltskürzungen und Mafſfſenentlaſſungen.

II. Für die kommende Friedenszeit:
1. Schutz und Ausbau des Koalitionsrechts und der perſönlichen

Rechte der Angeſtellten. (Verbot der Konkurrenzklauſeln, Erfindungs-
klauſeln uſw.)

2. Beſtrafung don geheimen Abkommen der Arbeitgeber und
wucheriſchen Arbeitsverträge.

3. Förderung und Ausbau des gewerblichen Einigungsweſens.
4. Vereinheitlichung und Ausbau der ſozialen Verſicherung.
5. Schaffung einer geſetzlichen Jntereſſenvertretung.

6. Siebenſtündiger Höchftarbeitstag. Vollſtändige Sonntagsruhe.
7-Uhr-Ladenſchluß. Freier Wochenhalbtag.

7. Ernennung von Handels und Betriebsinſpektoren,
Die Verſammelten ſehen den einzigen Weg zur Durchſetzung ihrer

berechtigten Forderungen, insbeſondere einer durchareifenden Gehalts-
reform, in der Anwendung gewerkſchaftlicher Machtmittel.

Vereinbarung im Brauereigewerbe über die
Aebergangswirtſchaft.

Auf Veranlaſſung des Hauptvorſtandes des Verbandes der
Broauerei- und Mühlenarbeiter fand am 15. November eine Verhand
lung mit dew Präſidium des Deutſchen Brauerbundes ſtatt, in der Ver
abredungen über die Uebergangswirtſchaft im Sinne der allgemeinen
Vereinbarnungen der Gewerkſchaften mit den Unternehmerverbänden ge

Di rückkehrenden Arbeitnehmer müdurchgehend wieder eingeſent werden. Das gilt nicht nur Kri

te
troffen wurden. danach

ſondern auch für ſolche Arbeitnehmer, die rend
Kriegs innerhalb des Braugewerbes ihre Stellung gewechſelt haben.
Entläſſungen dürfen nicht ſtattfinden Die Wiedereinſtellung hat unter
allen Umſtänden zu erfolgen, auch wenn nicht u Beſchäftigung
vorliegt. Arbeitnehmer aus ſtillgelegten Betrie müſſen in die Be
triebe übernommen werden, denen der Anteil des Werkes
zugewieſen iſt. Der m iſt ohne Lohnmwerluſt ſofort durch
zuführen und im Bedarfsfall die Arbeitszeit vorübergehend weiter zu
verkürzen. Brauereibeſitzer und Brauereiarbeiter werden gemeinſam
vorſtellig werden, eine ausgiebige Erhöhung dr Rohſtoffzuweiſung, ins
beſondere der Gerſtenzuteilung herbeizuführen. Auch ſind Beſtrebungen

im Gange, die aus dieſem Vertrag erwachſende Belaſtung der Braue-
reien durch Reichsbeihilfen zu mildern.

Mit den Organiſationen der Mühlenbeſitzer finden Verhandlungen
über den gleichen Gegenſtand am 18. November ſtatt. Auch mit den
Brennereien ſind Vereinbarungen angebahnt.

Ein Gebot der Stunde!
Jm Jntereſſe der Befeitigung der Hemmungen der öffentlichen

Verkehrseinrichtungen richtet der Vorſtand des Deulſchen Melallarbei-
ter Verbandes an die Arbeiterſchaft und insbeſondere an die Arbeiter,
die vor ihrem Eintritt ins Heer oder in die Rüſtungsinduſtrie auf
Lokomotiv- und Eiſenbahnwag,enbau beſchäſügt geweſen
ſind, zu dieſer Spezialbranche zurückzukehren.

Älle die keine ausreichende Beſchäftigung mehr oder in Bälde mit
Arbeitsloſigkeit zu rechnen haben, finden im Lokomotiv- und Eiſenbahn
wagenbau lohnende und ausreichende Beſchäftigung. Der Zuſtand
unſerer öffentlichen Verkehrsmittel iſt beſorgniserregend. In ihrer
jetzigen Verfaſſung bilden unſere Eiſenbahnen eine ernſte Gefahr r
unſer Volk. Sie zu bannen iſt Pflicht auch der Arbeiterſchaft. Eine
hemmungsloſe Abwicklung des Verkehrs gewährleiſtet die Verteilung
der Lebensmittel, der Rohſtoffe für die Gütererzeugung, der Betriebs-
mittel, kurzum den Wiederaufbau unſerer Volkswirtſchaft und damit
das Wohl unſeres Volkes, und nicht zuletzt das der Arbeiterſchaft ſelbſt.
Tauſende Lokomotiven und Eiſenbahnwagen müſſen dem Feind abge
treten werden, Tauſende andere ſind unbrauchbar und harren der Jn-
ſtandſetzung und Tauſende müſſen neu geſchaffen werden. Hier fehlt
es an gelernten und geübten Facharbeitern, beſonders
an Keſſelſchmieden und Maſchinenſchloſſern. Viele be-
finden ſich heute noch in Betrieben für Heeresbedarf, viele von ihnen
können heute volkswirtſchaftlich wichtigere Arbeit leiſten. An ſie ergeht
der Ruf:Hinein in die Lokomokiv und Eiſenbahnwagenwerhſtätten!

Hier winkt dauernde und auch lohnende Beſchäfligung.

Einführung des Achtſtundentages in Buchdruckereien. Der
Prinzipalsvertreter des Tarifkreiſes Sachſen gibt bekannt: Die
politiſchen und wirtſchaftlichen Ereigniſſe haben W ver
anlaßt, die gegenwärtige Sachlage zu beraten; dabei iſt beſchloſſen
worden, den achtſtündigen Arbeitstag für ſämtliche tariftreuen
Druckereien Deutſchlands ſofort einzuführen. Um für Sachſen eine
mögliche Einheitlichkeit in der Arbeitszeit herbeizuführen, ſchlagen
wir unſeren Kollegen vor, von Donnerstag, den 21. d. M. ab, von
8-—12 Uhr und von 241 345 Uhr arbeiten zu laſſen unter Wegfall
der Frühſtücks- und Nähere EinführungsBeſtimmun-

gen des achtſtündigen Arbeitstages werden unverzüglich vom Tarif-
amt veröffentlicht werden.

Aufruf an das Braugewerbe. Mit dem Deutſchen Brauerbund
kam es nach längerer Verhandlung durch die Organiſation der
Brauereiarbeiter zu folgendem Aufruf an das deutſche Brau
gewerbe, der auch für Halle gilt:

1. Die zurückkehrenden Arbeitnehmer müſſen in denjenigen Be-
trieben wieder eingeſtellt werden, in denen ſie bei Ausbruch des
Krieges beſchäftigt geweſen ſind. Dies gilt auch für ſolche Arbeit
nehmer, die während des Krieges innerhalb des Braugewerbes ihre
Stellung gewechſelt haben. Arbeitnehmer, die bei Kriegsausbruch
außerhalb des Braugewerbes beſchäftigt geweſen und erſt während
des Krieges in einer Brauerei eingeſtellt worden ſind, ſollen von
derjenigen Brauerei übernommen werden, in der ſie bei ihrer Ein
berufung tätig waren. 2. Die Einſtellung hat unter allen Um-
ſtänden zu erfolgen, insbeſondere auch dann, wenn nicht genügend
Beſchäftigung vorliegt. 3. Die zur Zeit in den Betrieben beſchäftig-
ten Arbeitnehmer müſſen weiter beſchäftigt werden. 4. Arbeit-
nehmer, die bei Kriegsausbruch beſchäftigt waren in den Betrieben,
die inzwiſchen ſtillgelegt worden ſind, müſſen in denjenigen Be
trieben eingeſtellt werden, die die ſtillgelegten Be-
triebe übernommen haben. 5. Der achtſtündige Ar-
beitstag iſt ohne Verkürzung der Bezüge ſofort ein-
zuführen. Für den Fall des Bedarfs wird eine weitere vorüber-
gehende Herabſetzung der Arbeitszeit empfohlen. 6. Diejenigen Be
triebe, von denen Teuerungszulagen gewährt werden, die nach den
örtlichen Verhältniſſen nicht auskömmlich ſind, werden dringend
erſucht, den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen durch um
gehende Erhöhung der Bezüge Rechnung zu tragen.

Nach dieſer Grundlage muß auch die Wiedereinſtellung in den
Halleſchen Brauereien für die Kriegsteilnehmer gehandelt werden.
Es kann in dieſer Angelegenheit kein Wenn und Aber geben, um
nur Gewicht auf Profit zu legen. Die Vertreter der Arbeitnehmer
müſſen mit allen Mitteln hinwirken, um ſo ſchnell wie möglich der
Sache Geltung zu verſchaffen. Einige Brauereien ſcheinen ſich um
dieſe Pflicht herumdrücken zu wollen.

W

Soziales.
Der Verband Deutſcher Dachpappenfabrikanlen hat feine Mitglie

der verpflichtet, keine Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten vor-
zunehmen und ihre im Felde ſtehenden Arbeiter und Angeſtellten wie-
der in ihrem Betrieb zu beſchäftigen, ſelbſt unter eigenen ſchwerſten
wirtſchaftlichen Opfern. Es genügt aber nicht, wenn eine einzelne Jn
duſtrie ſich ſo in den Dienſt des neuen Aufbaus ſtellt. Deshalb appel
liert der Verband deutſcher Dachpappenfabrikanten an alle induſtriel-
len Organiſationen Deutſchlands, ſich dem Vorgehen der Dachpappen-
Induſtrie anzuſchließen und ihre Mitglieder zu verpflichten, keine Ent-
laſfungen vorzunehmen unnd ihre früheren Angeſtellten und Arbeiter
wieder zu beſchäftigen.

Eingegangene Schriften.
Von der Neuen Zeit iſt ſoeben das 7. Heft vom 1. Band des

37. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Jnhalt des Heftes heben wirhervor: rohaltivneföederung und Arbeiterſchaft. Von A. Ellinger.

Die Wirkung der Kriegswirtſchaft auf den konſumgenoſſenſchaft
lichen Großeinkauf in Deutſchland. Von Otto Lindner (Hamburg).

Die Anfänge unſerer Parteipreſſe. Von Wilhelm Blos. (Schluß.)
Bühnenſchau. Von Edgar Steiger. Literariſche Rundſchau:

Georg Friedrich Wilhelm Hegel, Vorleſungen über die Philoſophie
der Weltgeſchichte. Von Heinrich Cunow. Rudolf Goldſcheid, Reine
Vernunft und Staatsvernunft. Von Hans Marckwald.

Die Neue Zeit erſcheint wöchentlich einmal und iſt durch alle
Buchhamwlungen, Poſtanſtalten und Kolporteure zum Preiſe von
5.20 M. das Vierteljahr zu beziehen; jedoch kann dieſelbe bei der
Poſt nur für das Vierteljahr beſtellt werden. Das einzelne Heft
koſtet 40 Pf.

Probenummern ſtehen jederzeit zur Verfügung.
„Wenn Frieden würde betiteſt ſich ein neuer Gedichtband von

Ludwig Leſſen, der ſoeben im Verlage der Buchhandlung Vorwärts,
Berlin SW 68, erſchienen iſt. Ein überaus aktuelles Thema iſt ange
ſchlagen. Die Leiden nahezu eines halben Jahrzehnts, die wohl an
keinem Haushalt ſpurlos vorübergegangen ſind, haben in dieſem Büch-
lein klingende Worte gefunden. Seine vornehme und gediegene Aus
ſtattung bei einem verhältnismäßig niedrigen Preiſe (3 M.) laſſen
Leſfens neues Gedichtbuch namentlich als Geſchenkgabe zum bevor
ſtehenden Weihnachtsfeſt als geeignet erſcheinen.

W r


	Volksstimme
	1918
	Monat
	Tag
	Nr. 270.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







